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1. Ziel und Aufgabenstellung des Projektes 

Hintergrund: Wachsende Stadt Ludwigsfelde 

Die Stadt Ludwigsfelde ist eine stark wachsende Umlandgemeinde in einer Metropolregion, die mit den daraus 
erwachsenden Erfordernissen und Problemen von Flächennutzungskonflikten und Planungsrestriktionen um-
gehen muss. Zugleich wurden und werden in der Stadt Ludwigsfelde bereits konzeptionelle und strategische 
Arbeiten für eine aktive Innenentwicklung durchgeführt bzw. weitere wichtige konzeptionelle Grundlagen erar-
beitet. Dazu zählen das Integrierte Stadtentwicklungskonzept (INSEK), das ab 2016 für die Stadt Ludwigsfelde 
unter den veränderten Rahmenbedingungen eines Bevölkerungszuwachses fortgeschrieben und 2017 sowie 
die Wohnungspolitische Umsetzungsstrategie (WUS), die beides 2017 von der Stadtverordnetenversammlung 
bestätigt wurden.  

Zielstellung: Aufbau Innenentwicklungsmanagement 

Bislang verfügt die Stadt aber noch nicht über umfangreiche Erfahrungen und Möglichkeiten für ein aktives 
Innenentwicklungsmanagement. Insofern strebt die Stadt Ludwigsfelde an, aufbauend auf bereits vorhande-
nen Informationen zu den Innenentwicklungspotenzialen nunmehr in die konzeptionelle Vorbereitung, Einrich-
tung und Umsetzung eines aktiven Innenentwicklungsmanagements eintreten möchten. In diesem Kontext 
beabsichtigt die Stadt, einen Austausch und eine Diskussion über Probleme und Lösungsvorschläge mit an-
deren Kommunen in ähnlicher Problemlage zu führen bzw. zu pflegen. 

In diesem Zusammenhang ist erstmalig die Einrichtung eines Innenentwicklungsmanagers als einer bei der 
Bauverwaltung angesiedelten Fachkraft vorgesehen. Damit ist der Aufbau eines strategisch angelegten und 
aktiven Innenentwicklungsmanagements vorgesehen, um die in verschiedenen Handlungs- und Stadträumen 
bestehenden Potenziale zu aktivieren. Der Innenentwicklungsmanager soll die Stadtverwaltung insbesondere 
bei der Aktivierung von Wohnbaupotentialflächen aktiv unterstützen bzw. die entsprechenden Aufgaben bün-
deln und umsetzen. Geplant ist, dass das Innenentwicklungsmanagement nach Projektablauf als Aufgabe der 
Verwaltung fortgeführt wird. 

Geplante Aktivitäten  

Im Einzelnen sollen folgende Aufgaben und Aktivitäten durch das Innenentwicklungsmanagement mit Unter-
stützung durch andere Stellen der Veraltung oder externe Dritte wahrgenommen werden: 

- (Abschließende) Identifizierung der möglichen Wohnbauflächen in der Kernstadt auf Basis der vorhan-
denen Unterlagen und aktueller Konzepte, 

- Flächenbewertung, Definition der Umsetzungshemmnisse und Restriktionen sowie der Handlungsbe-
darfe und –möglichkeiten (hier insbesondere auch Abgrenzung der durch den Innenentwicklungsma-
nager zu aktivierenden Flächen und der seitens der Stadt selbst planungsseitig zu erschließenden 
Flächen),  

- Entwicklung von Vorschlägen zur Gruppierung und Priorisierung der Flächen,  
- Aufbau und Pflege des gis-basierten Flächenkatasters sowie Vorbereitung auf die eigenständige Fort-

führung nach Ablauf des Modellvorhabens,  
- Ansprache von Eigentümern und potenziellen Investoren, 
- Unterstützung und Beratung der Eigentümer / der Stadtverwaltung bei der Entwicklung neuer Flächen,  
- Zusammenführen unterschiedlicher Akteure (Eigentümer, Investoren, Interessengruppen) zum Zwecke 

der Aktivierung von Wohnbaupotentialflächen,  
- Entwicklung von konzeptionellen und baulichen Vorschlägen für die Schaffung neuer Wohnbauflächen, 

und 
- Sicherstellung der laufenden Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit zum Flächenmanagement.  

Dazu wurden die Aufgaben insgesamt vier Bausteinen zugeordnet (s.u., Kap. 4): 

- Baustein 1: Konzeptionelle Entwicklung Aufbau „Innentwicklungsmanagement“ Kernstadt Ludwigsfelde, 
d.h. Aufgabendefinition, Bestimmung der Schnittstellen zu anderen kommunalen Aufgaben, Veran-
kerung und Zuordnung  
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- Baustein 2: Innenentwicklungsmanagement Kernstadt Ludwigsfelde, d.h. Identifizierung Wohnbauflä-
chen, Flächenbewertung, Definition der Umsetzungshemmnisse und Restriktionen sowie der Hand-
lungsbedarfe und –möglichkeiten, Gruppierung und Priorisierung der Flächen, Aufbau und Pflege des 
gis-basierten Flächenkatasters 

- Baustein 3: Flächenbereitstellung, d.h. Unterstützung und Beratung der Eigentümer / der Stadtverwal-
tung bei der Entwicklung neuer Flächen, Entwicklung von konzeptionellen und baulichen Vorschlägen 
für die Schaffung neuer Wohnbauflächen, modellhafte Betrachtung und Lösung von möglichen Nut-
zungskonflikten 

- Baustein 4: Öffentlichkeitsarbeit, d.h. regelmäßige Presseberichterstattung, Mitwirkung bei Publikatio-
nen, Bereitstellung der Daten auf der Internetplattform der Stadt Ludwigsfelde 

In Abstimmung mit dem BBSR wurde das Aufgabenspektrum angepasst und weiterentwickelt. Aufgrund haus-
haltseitiger Restriktionen und langer Personalbesetzungsverfahren in der Stadt Ludwigsfelde konnte der In-
nenentwicklungsmanager erst im Juni 2018 beginnen. Der Start des Bausteins 2 konnte damit erst ein gutes 
Jahr später als geplant erfolgen. 

Räumliche Fokussierung 

Zu Projektbeginn lag der räumliche Fokus auf der Kernstadt, hier leben rd. 20.000 der insgesamt rd. 25.000 
Einwohner der Stadt Ludwigsfelde. Zur Kernstadt gehören Stadtbereiche nordwestlich und südöstlich der die 
Stadt durchquerenden Autobahn A 10. 

Die im Baustein 2 Innenentwicklungsmanagement Kernstadt Ludwigsfelde vorgenommene Identifizierung der 
Wohnbauflächen, die Flächenbewertung, die Definition der Umsetzungshemmnisse und Restriktionen sowie 
der Handlungsbedarfe und –möglichkeiten, Gruppierung und Priorisierung der Fläche etc. konzentrierte sich 
auf die Kernstadt.  

Im Baustein 3: Umsetzung des aktiven Innenentwicklungsmanagements (s.o.) wurden verschiedene Hand-
lungsräume gebildet, wobei in Abstimmung mit BBSR ein Schwerpunkt auf dem Handlungsraum II (Ludwigs-
felde West, Ludwigsfelde Nord I und Nord II) gelegt wurde, der die großen Geschosswohnungsbauquartiere 
der Stadt abbildet. Die anderen Handlungsräume (I: Werkssiedlung, Flussviertel; III: Flächen entlang der Au-
tobahn, Flächen entlang der Bahn, Waldfruchtsiedlung, Flächen an der Verlängerung Westverbinder) habe 
eine nachrangige Bedeutung: 

2. Maßnahmen und Meilensteine 

Flächenkataster und Anwendung eines Punktesystems 

Die Erstellung des Flächenkatasters wurde bereits vor der Einstellung des Innenentwicklungsmanagers be-
gonnen. Hierbei wurden zunächst Flächen identifiziert, die nach ihrer Größe bzw. Lage für eine Aktivierung 
geeignet erschienen. Der Innenentwicklungsmanager ergänzte die Flächen und erweiterte das Verzeichnis um 
kleinere Grundstücke und Baulücken, die perspektivisch entwickelt werden könnten. Deren Aktivierung im 
Rahmen des Projektes würde allerdings nicht zu nennenswerten quantitativen Wohnraumzugewinnen führen, 
weshalb diese Flächen nicht im Fokus des Projektes standen.  

Die Potenzialerfassung ergab in der Kernstadt (Betrachtungsraum) einschließlich kleinerer Baulücken gut 40 
Flächen (mit einem theoretischen Potenzial von etwa 1.000 WE), die grundsätzlich für eine Nachverdichtung 
infrage kommen. Hemmnisse, wie nachgewiesene Altlasten oder denkmalschutzrechtliche Restriktionen füh-
ren dazu, dass sich die wesentlichen Handlungsspielräume für eine Innenentwicklung fast ausschließlich in 
den Stadtbereichen Nord und West finden. Diese Flächen sind sowohl in ihrer Größe als auch hinsichtlich ihrer 
Eigentümerstruktur größtenteils für eine kurzfristige Aktivierung geeignet. 

Aufbauend auf dieser Bewertung der Flächen gab es einen ersten Termin zur Vorstellung sowohl des ExWoSt-
Projektes als auch des Flächenkatasters, an dem jene Wohnungsbaugesellschaften teilnahmen, die in der 
Kernstadt Ludwigsfelde über größere Bestände verfügen. Neben der städtischen Wohnungsgesellschaft Lud-
wigsfelde mbH „Märkische Heimat“ sind dies die Ludwigsfelder Wohnungsgenossenschaft e.G. (LWG) sowie 
die vonovia. Diese zeigte als externes Wohnungsbauunternehmen als einziges Interesse an einer Entwicklung 
einer bereits beplanten Fläche und befindet sich derzeit noch in der Erarbeitung eines Konzeptes, mit dem die 
notwendige Bebauungsplanänderung unterstützt werden soll. Außerdem war ein Vertreter des lokalen Mieter-
bundes anwesend. Im weiteren Projektverlauf konnte dieser Dialog aus terminlichen Gründen nicht verstetigt 
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werden, wenngleich die Vertreter und Vertreterinnen der Wohnungsbaugesellschaften zu den Bürgerforen ein-
geladen wurden und teilweise auch erschienen.  

Die Flächen, welche am Ende der Bewertung die höchsten Punktzahlen aufwiesen, wurden den Anwesenden 
vorgestellt. Dabei wurden vonseiten der „Märkische Heimat“ und der LWG skeptische Äußerungen getätigt. 
Insbesondere die Sorge vor einer zu großen Verdichtung und einer Qualitätsabnahme im Wohnumfeld wurde 
hierbei deutlich. Stattdessen streben die Unternehmen vorrangig Neuentwicklungen auf Flächen an, die bisher 
eher dem Außenbereich zuzuordnen sind. Weiterhin ist die Tendenz zu beobachten, dass bevorzugt städtische 
Flächen im Innenbereich angekauft werden sollen, um darauf Wohnprojekte zu realisieren, als auf eigenen 
Grundstücken eine Nachverdichtung vorzunehmen und dabei die bestehende Bewohnerschaft zu belasten. 
Die Stadt agiert hier zurückhaltend, da zunächst die nachgewiesenen Potenziale auf den gesellschafts- bzw. 
genossenschaftseigenen Grundstücken mobilisiert werden sollen. 

Im Ergebnis wurde entschieden, die Flächenpotenziale künftig auch und vor allem gegenüber der betroffenen 
Öffentlichkeit als „Suchräume“ zu bezeichnen. Damit soll vermieden werden, dass vorgestellte Flächen bereits 
als endabgewogen wahrgenommen werden. Durch die Bezeichnung ‚Suchraum‘ soll verdeutlicht werden, dass 
sich das Projekt noch in der Anfangsphase befindet und die Möglichkeit zur Beteiligung gegeben ist. Der Um-
gang mit Genossenschaften ist in diesem Zusammenhang als besonders anspruchsvoll hervorzuheben, da 
die betroffenen Bewohnerinnen und Bewohner als Miteigentümer agieren und somit noch intensiver eingebun-
den werden müssen. 

3D-Modelle 

Für die Arbeit im ExWoSt-Projekt wurden durch den Innenentwicklungsmanager zwei 3-D-Modelle erstellt. 
Eines dieser Modelle wurde mit einer speziellen Modellierungssoftware erstellt und diente insbesondere dazu, 
auf den Potenzialflächen die Wirkung verschiedener Bebauungsvarianten auszuprobieren (Bild oben). Das 
zweite Modell wurde auf GIS-Basis erstellt und bietet vor allem die Möglichkeit, zusätzlich zu den Gebäuden 
die flächenbezogenen Attribute der Grundstücke zu kategorisieren (Bild unten). Die Modelle haben das Ziel, 
die Gebäudeformen und dabei vor allem die Höhenentwicklung bereits existierender Gebäude darzustellen, 
um dadurch einen Raumeindruck von der Umgebung der Potenzialflächen zu erhalten. Da hierbei lediglich die 
Ausdehnung der Baukörper eine Rolle spielt, ist der Detaillierungsgrad relativ gering.  

Insbesondere in den Stadtbereichen Nord und West, die unter dem Gesichtspunkt der Flächenidentifizierung 
besonders intensiv betrachtet wurden, bietet es sich aufgrund der charakteristischen und im städtebaulichen 
Zusammenhang entwickelten Struktur an, die Gebäudeformen und die dadurch entstehenden Räume in einer 
dreidimensionalen Ansicht zu begutachten. 

Bisher wurden die Modelle v.a. verwaltungsintern bzw. zur Vervollständigung der Unterlagen für die Anferti-
gung der Kurzskizzen genutzt. Künftig liegt der Anwendungsbereich vor allem in der visuellen Darstellung 
städtebaulicher Ideen; auch gegenüber Projektentwicklern. 
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Anfertigung von Kurzskizzen für ausgewählte Flächen 

Nachdem die Erfassung, Bewertung und Priorisierung der Flächenpotenziale abgeschlossen war, verständigte 
man sich darauf, das Thema der Nachverdichtung durch die exemplarische Darstellung von Entwicklungsper-
spektiven einzelner Flächen in Form von Kurzskizzen anschaulicher zu gestalten. Die vier hierfür ausgewähl-
ten Flächen (Flächensteckbriefe 1 bis 4) in den Stadtbereichen Nord und West sind in zwei Fällen derzeit als 
Innenhof genutzt. Darüber hinaus wurden in die Konzeption eine bestehende Grünfläche und ein Waldstück 
einbezogen. 

Zunächst wurde für die Beauftragung eine Aufgabenstellung erarbeitet. Aufgrund des gegebenen Zeitdrucks 
bis zur Durchführung des zweiten Bürgerforums konnte das Vorgehen nicht mit der LWG (Eigentümerin von 
zwei der vier Flächen) abgesprochen werden. Da es den Skizzen an Verbindlichkeit fehlt und sie lediglich als 
Diskussionsgrundlage dienen sollten, wurde dies als vertretbar erachtet. Die Aufgabenstellung nannte einige 
wesentliche Punkte, die bei der Bearbeitung zu beachten sind. 

- Erstellung der Kurzskizzen unter dem Leitbild „Urbanität im Grünen“, d.h.   
- Herstellung einer kompakten Siedlungsstruktur in den jeweiligen Bereichen und die möglichst geringe 

Inanspruchnahme des Grünraumes. 
- Darstellung der Baukörper, ihrer Höhenentwicklung und Dachgestaltung, wichtiger städtebaulicher 

Raumkanten 
- Fokussierung auf mehrgeschossige Punktbauten  
- überschlägige Flächenbilanz  
- Beachtung der jeweils geltenden Rechtsnormen (Flächennutzungsplan, Bebauungspläne, etc.) 
- Kurzbeschreibung der Idee 

Weiterhin wurde mitgeteilt, dass es sich bei der Einholung verschiedener Kurzskizzen um eine Ideensammlung 
handelt und nicht um einen städtebaulichen Wettbewerb. Somit stehen die Entwürfe nicht in direkter Konkur-
renz zueinander, sondern können und sollen sich konzeptuell gegenseitig ergänzen. Dementsprechend wurde 
den teilnehmenden Büros hierbei eine pauschale Aufwandsentschädigung in Aussicht gestellt, die sich an der 
HOAI orientiert.  

Nach einer anfänglichen Kontaktaufnahme zu fünf Architekturbüros (zwei ortsansässig/drei ortsfremd) gingen 
von drei Büros Interessenbekundungen ein. Diese drei Büros wurden schließlich mit der Erarbeitung der Skiz-
zen beauftragt. Die Bearbeitungszeit betrug vier Wochen, hinzu kamen die fünf Tage zwischen Interessenbe-
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kundung und Beauftragung als Einarbeitungszeit. Die Entwürfe, welche letztlich nur von zwei der drei interes-
sierten Büros erarbeitet wurden und die ihnen zugrundeliegenden Ideen waren wesentlicher Diskussionsge-
genstand des 2. Bürgerforums im April 2019.  

Im Ergebnis standen der Stadt Ludwigsfelde insgesamt acht visualisierte Vorschläge (4 Standorte mit je zwei 
Varianten der beteiligten Büros) zur Verfügung. Die beiden Entwürfe sahen insgesamt ein Wohnungsbaupo-
tenzial von 218 bzw. 254 WE vor. Unterschiede ließen sich bei den eingereichten Arbeiten vor allem hinsicht-
lich der Bebauungsdichte, der Anordnung der Baukörper sowie der Ausgestaltung des oberen Stockwerkes 
ausmachen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Machleidt GmbH 

Vergleich der beiden Entwürfe für den Bereich hinter der Friedrich-Engels-Straße 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: STADT · LAND · 
FLUSS 
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Bürgerforen mit der „Marktplatz-Methode“ 

Die Öffentlichkeit wurde mithilfe von Bürgerforen über das Projekt informiert und aktiv eingebunden. Insgesamt 
fanden zwei Bürgerforen statt. Sie wurden jeweils in der zweiten Hälfte des Projektverlaufes angesetzt (Okto-
ber 2018 und April 2019). Dies lässt sich einerseits damit begründen, dass die Einstellung des Innenentwick-
lungsmanagers erst Mitte des Jahres 2018 erfolgt ist und die Kapazitäten für eine Organisation einer solchen 
Veranstaltung erst ab diesem Zeitpunkt zur Verfügung standen. Weiterhin erreichten der Informationsgehalt 
und der Erfahrungszugewinn durch das Projekt erst in der zweiten Hälfte der Projektlaufzeit ein präsentierfä-
higes Maß.  

Beide Bürgerforen waren ähnlich aufgebaut und strukturiert. Zunächst erfolgte eine allgemeine Einführung zu 
den Zielen und Fortschritten des ExWoSt-Projektes und einer Beschreibung des Vorgehens bei der Identifi-
zierung und Priorisierung von Potenzialflächen. Im Anschluss wurde die sogenannte „Marktplatz-Methode“ 
angewendet. Dabei bildeten sich zwei Gruppen, die sich mit jeweils einer Fragestellung auseinandersetzen. 
Die Ergebnisse wurden im Nachgang zusammengetragen. Beworben wurden die Veranstaltungen im Internet, 
im Amtsblatt und in der Lokalpresse. Das Publikum des ersten Bürgerforums lässt sich als stadtweit bezeich-
nen, während der konkrete Flächenbezug im zweiten Bürgerforum mehr Anwohner anlockte. 

Das erste Bürgerforum beschäftigte sich zum einen mit der Frage, an welchen Stellen der Stadt eine Nach-
verdichtung als möglich und sinnvoll angesehen wird, zum anderen mit den bestehenden Anforderungen an 
„gutes Wohnen“. Die Ergebnisse beider Gruppen wurden in der abschließenden Diskussion zusammengeführt. 
Die Vorstellung des Projektes erfolgte in einer Runde von ca. 25 Bürgerinnen und Bürgern. Die vorsichtigere 
Formulierung der ‚Suchräume‘ (s.o.) stärkte das Gefühl der Mitbestimmungsfähigkeit. So wurden die Such-
räume – unabhängig von der Punktzahl in der Flächenbewertung – an einer Wand dargestellt und sollten durch 
die Anwesenden mittels Klebepunkten subjektiv als ‚geeignet‘ (blau) bzw. ‚ungeeignet‘ (rot) bewertet werden. 
Im Ergebnis fanden sich deutlich mehr blaue Punkte als rote Punkte auf dem Plan. Daraus konnte abgeleitet 
werden, dass die Bürgerinnen und Bürger einer Verdichtung in großen, naturbelassenen Räumen kritisch ge-
genüberstehen, wohingegen eine Verdichtung von Innenhöfen in den Gebieten des Geschosswohnungsbaus, 
ein Flächenrecycling der Garagenhöfe sowie eine Aufstockung flacher Gewerbegebäude als erstrebenswert 
erachtet wird. Für die künftige Mobilisierung von Wohnbauflächen wird auch seitens der Stadt in diesen Berei-
chen ein Potenzial gesehen. Eine Erhebung im Bereich der Garagenhöfe soll zeitnah Aufschluss darüber ge-
ben, welche zweckfremden Aktivitäten in den Garagen ausgeübt werden.  

Das zweite Bürgerforum bezog die Bewertungsergebnisse des ersten Termins mit ein und baute in Teilen 
darauf auf. Kernstück des zweiten Bürgerforums war die Diskussion erster grober Architektenskizzen für be-
stimmte Flächen. Darüber hinaus sollte die „Marktplatz-Methode“ klären, welche Qualitätskriterien bei einer 
Innenentwicklung zu beachten sind und welche Arten von Nutzungen in den derzeit bestehenden Wohngebie-
ten unterrepräsentiert sind. Es nahmen rund 55 Bürgerinnen und Bürger teil. Hauptbestandteil war die Präsen-
tation der Kurzskizzen (s.u.). Diese wurden unter dem Gesichtspunkt der Bedeutung einer Wohnraumverdich-
tung in der Stadt Ludwigsfelde bei einer gleichzeitigen Wahrung der Aufenthaltsqualität in den betroffenen 
Quartieren vorgestellt. Die Pläne und perspektivischen Ansichten der Entwürfe wurden wiederum an Stellwän-
den gezeigt. In der Diskussion bestätigte sich das Ergebnis des ersten Bürgerforums. Eine Nachverdichtung 
wird grundsätzlich als akzeptabel, von einigen gar als notwendig, angesehen. Auch die vorgestellten Realisie-
rungsvorschläge stießen im Bürgerforum zunächst nicht auf Ablehnung, sondern lösten stattdessen eine kon-
struktive inhaltliche Diskussion über die Voraussetzungen an neu zu schaffendem Wohnraum sowie die gene-
relle Wachstumsstrategie der Stadt aus. Auch das Thema der Aufstockung bestehender Wohngebäude wurde 
diskutiert. Im Nachgang wurde durch die Anrainer einer der diskutierten Flächen (Steckbrief 3) Protest vorge-
tragen, welcher stadtweit Aufmerksamkeit erregte. In der Folge wurde das persönliche Gespräch mit dem 
Initiator gesucht und von der intensiven wohnbaulichen Verdichtung in Innenhofbereichen zunächst Abstand 
genommen. 

Investorenkataster 

Im Rahmen des Projektes wurden Gespräche mit verschiedenen Investoren und Bauträgern bzw. Interessen-
ten geführt (z.B. Wohlfahrtsorganisation, Reihenhausentwickler). Die beabsichtigte Methode des Investoren-
katasters zielt darauf ab, die Anforderungen und ggf. Spezialisierungen einiger Investoren zu erfassen und zu 
sammeln. Gemeinsam mit dem Inhalt des Flächenkatasters sollen nun Investoren und Grundstücke entspre-
chend der jeweiligen Gegebenheiten einander zugeordnet werden können.   
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Ein Beispiel (Flächensteckbrief 5): Eine bundesweit tätige Wohlfahrtsorganisation zeigte etwa zeitgleich mit 
dem Beginn der Tätigkeit des Innenentwicklungsmanagers die Absicht, seine bisher in der Stadt existierenden 
Angebote an einem Standort im Stadtbereich West zu bündeln. Die weitere Verhandlung über die Umsetzung 
eines solchen Vorhabens wurde vonseiten der Stadt an die Voraussetzung gekoppelt, dass über der neu ge-
schaffenen Sozialstation mit integrierter Tagespflege barrierefreie Wohnungen geschaffen werden. Damit wird 
dem durch das Stadtentwicklungskonzept aufgedeckten Problem der zunehmenden Überalterung im Stadtteil 
West begegnet. Die Organisation zeigte sich offen für diese Idee und erarbeitete Anforderungen, die ein 
Grundstück für die Umsetzung der Idee haben sollte. Diese Anforderungen wurden in das Investorenkataster 
der Stadt Ludwigsfelde übernommen. In der Kombination mit dem Flächenkataster konnten schließlich drei 
Flächen identifiziert werden, die für dieses Vorhaben grundsätzlich geeignet waren. Diese drei Flächen, welche 
sich allesamt im kommunalen Besitz befinden, wurden der Organisation übermittelt. Die Entscheidung fiel auf 
eine derzeit bewaldete Fläche mit einer Größe von etwa. 3.300 m2. Derzeit wird durch die Organisation ein 
Entwurf zur Ausgestaltung des Vorhabens angefertigt. Leitlinien zum umweltgerechten Bauen 

Bereits im frühen Verlauf des Projektes wurde deutlich, dass die großzügigen Grünräume in den Teilräumen 
Nord und West von den Bürgerinnen und Bürgern als große Qualität wahrgenommen werden. Eine ersatzlose 
Inanspruchnahme dieser Strukturen hätte auf die Akzeptanz des Innenentwicklungsmanagements und in der 
Folge auf künftige planerische Entscheidungen erhebliche negative Auswirkungen. Aus diesem Grund wurde 
der Entschluss gefasst, Leitlinien zum umweltgerechten Bauen zu entwickeln, die einen ökologischen Rahmen 
für die künftige Neuentwicklung von Baugebieten definieren. Das schließt neue Entwicklungen im Innenbereich 
mit ein, soll seine Wirkung perspektivisch allerdings auch auf bislang noch ungenutzten Flächen außerhalb 
des gegenwärtigen Siedlungsbereiches entfalten.  

Die Leitlinien werden als Handlungsempfehlung für die künftige Aufstellung von Bauleitplänen sowie als Rah-
men für die Vergabe von städtischen Grundstücken nach dem Konzeptverfahren zu begreifen sein. Hierin 
werden bestimmte Maßnahmen genannt, die als bauleitplanerische Festsetzungsmöglichkeiten Teil des Kata-
loges des §9 Abs. 1 BauGB sind. Weitere Ansätze, die sich nicht über eine Festsetzung im Bebauungsplan 
implementieren lassen, sollen künftig auf der Grundlage eines Baulandbeschlusses vertraglich mit den Pro-
jektentwicklern vereinbart werden. Ergänzend ist das Klimaschutzmanagement hervorzuheben. Im Rahmen 
der Bürgerforen wurden weiterhin einige Aspekte genannt, die aus der Sicht der Anwesenden im Bereich des 
Umwelt- und Klimaschutzes bei der Neuschaffung von Wohnraum in bereits besiedelten Stadträumen beachtet 
werden sollten (z.B. Energieeinsparung und –rückgewinnung, Dach- und Fassadenbegrünung oder die Errich-
tung von Ladesäulen für Elektrofahrzeuge). 

Die Leitlinien zum umweltgerechten Bauen befinden sich derzeit noch in der Phase der Erarbeitung. In Koope-
ration mit dem Klimaschutzmanager sollen zunächst die planungs- und umweltfachlichen Anforderungen eru-
iert werden, welche später auch die Bedingungen für Konzeptvergaben bilden können. Durch die Organisation 
des Klimaschutzmanagements in der Stabsstelle Wirtschaftsförderung ist der Blick auf die Wirtschaftlichkeit 
inhärent. Auf den Vorschlag, solche Leitlinien als Maßgabe für die Stadtentwicklung der nächsten 30 bis 50 
Jahre zu entwickeln, war das Feedback der Bürgerinnen und Bürger während der Bürgerforen ausschließlich 
positiv. Mehrfach kamen hierzu Hinweise, welche Aspekte innerhalb dieser Leitlinien eine Berücksichtigung 
finden sollten. 

Eigentümeransprache 

Verglichen mit den anderen Kommunen des Modellvorhabens ist die eigentumsrechtliche Situation in der Stadt 
Ludwigsfelde ein Sonderfall. Viele der als geeignet identifizierten Grundstücke befinden sich im Eigentum der 
Stadt bzw. der städtischen Wohnungsgesellschaft. Eine Ansprache von Privateigentümern ist demnach auf 
diesen Flächen nicht notwendig. Stattdessen besteht vielmehr der Informations- und Moderationsbedarf ge-
genüber den Menschen, die in direkter Nachbarschaft zu diesen Flächen leben und befürchten, durch eine 
Nachverdichtung in diesen Bereichen an Wohnqualität einzubüßen. 

Vereinzelt gibt es kleinere Flächenpotenziale, die sich im Eigentum Privater befinden. Da sich der Wohnort 
dieser Personen häufig außerhalb der Stadt befindet, ist die Vermutung der Spekulation naheliegend. Da auch 
hier erprobt werden sollte, ob die der Stadt zur Verfügung stehenden Instrumente ausreichen, um die jeweili-
gen Eigentümer von einer Entwicklung zu überzeugen, wurde eine Fläche an der Hauptstraße der Stadt (Flä-
chensteckbrief 6) ausgewählt, an welcher der Ansatz der direkten Eigentümeransprache praktiziert werden 
sollte. Für diese Fläche existiert ein rechtskräftiger Bebauungsplan, der eine Geschossfläche von über 1.000 
m2 bei einer maximalen Gebäudelänge von 33 m zulässt. Damit gehört das Grundstück zu den quantitativ 
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größten Potenzialflächen in privatem Eigentum. Die Potenzialfläche stellt sich derzeit als Baulücke dar. Im 
rückwärtigen Bereich des Grundstückes befindet sich eine kleine Siedlung, die durch Ein- und Zweifamilien-
häuser geprägt ist. Eine Schließung der straßenseitigen Baulücke hätte demnach nicht nur positive Effekte 
durch die Schaffung neuen Wohnraumes, sondern würde weiterhin zu einer Verringerung der Immissionsbe-
lastung in der Siedlung führen. Zum Zeitpunkt der Berichtsabgabe wird die schriftliche Eigentümeransprache 
vorbereitet. Die genannten Argumente werden auch im Rahmen der Ansprache angeführt werden.Der Ausch-
tausch soll zunächst innerhalb der Stabsstelle Bauleitplanung erfolgen und bei inhaltlichen Fortschritten durch 
die Einbindung der betroffenen Fachämter ergänzt werden. Da die Festsetzungen des Bebauungsplanes und 
die bereits bestehende Bebauung in der Umgebung die mögliche Grundstücksausnutzung recht klar definie-
ren, kann das Wirtschaftlichkeitstool hierbei mit einer voraussichtlich hohen Genauigkeit angewendet werden. 

 

Wichtigste Positionen des zahlenmäßigen Nachweises 

Position Notwendigkeit und Angemessenheit Kosten 

Ausgaben für Personal (bis 
einschließlich Mai 2019) 

(1.1.2.1; 1.1.3.1.1; 1.1.3.2.1; 
1.1.4.1) 

Der Innenentwicklungsmanager hat die Arbeit am Projekt be-
treut. Dazu zählt die Erstellung des Flächenkatasters ein-
schließlich der Restriktionsanalyse sowie die Konzeption von 
Ansätzen, die für die Innenentwicklung nutzbar sind bzw. 
künftig nutzbar sein können. 

14.029,01 € 

Moderation complan 

(1.1.3.1.2; 1.1.4.2) 

Die Moderation der beiden Bürgerforen wurde durch das Büro 
complan Kommunalberatung GmbH übernommen. Das Büro 
verfügt in der Moderation von Planungsprozessen über eine 
langjährige Erfahrung. Hierdurch wurde dem durchaus kon-
fliktträchtigen Thema der Innenentwicklung Rechnung getra-
gen und eine fachlich-sachliche Diskussion begünstigt.   

3.855,60 € 

Beauftragung der Kurzskizzen 

(1.1.3.1.2) 

Die Beauftragung der Kurzskizzen für ausgewählte Innenbe-
reichsflächen wurde nach den ersten Gesprächen mit den 
Bürgerinnen und Bürgern als notwendiger Schritt gesehen, 
um das Erscheinungsbild einer möglichen Nachverdichtung 
zu visualisieren. Dabei war das Ziel vor allem, Vorbehalten 
entgegenzuwirken. Da sich die Aktivierung der ausgewählten 
Flächen noch in einem frühen Stadium befindet, sollten zu-
nächst verschiedene Ideen von verschiedenen Architekten 
eingeholt werden, um im weiteren Verlauf die Möglichkeit zu 
haben, einzelne Aspekte der jeweiligen Konzepte zu kombi-
nieren. Die Beauftragung von Architekturbüros lässt sich mit 
der gebotenen Professionalität begründen. 

11.900,00 € 
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Hinsichtlich der Anpassung der ursprünglichen Ausgabenplanung aus dem Dezember 2016 gab es als Reaktion 
auf die verspätete Einstellung des Innenentwicklungsmanagers eine Abstimmung mit dem BBSR.  

3. Ergebnisse 

3.1. Mobilisierung von zusätzlichem Wohnungsbau 

Insgesamt ergaben sich durch die Erstellung des Flächenkatasters 43 Flächen bzw. Innenentwicklungspoten-
ziale. Diese teilen sich auf in 31 Flächen, auf denen Nachverdichtung möglich erscheint und zwölf Bereiche, 
welche durch Wiedernutzbarmachung von Flächen für den Wohnungsbau nutzbar werden könnten (Flächen-
recycling).  
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Im Zeitraum bzw. zum Abschluss des Projektes sind erste Erfolge bei der Realisierung von Wohnbaupotenzi-
alen zu verzeichnen. So ist zum Zeitpunkt der Berichtsabgabe das genannte Vorhaben der Wohlfahrtsorgani-
sation durch Mitwirkung des Innenentwicklungsmanagements bei der Flächensuche und -identifizierung auf 
den Weg gebracht worden.  

Bestehende Hemmnisse bei der Umsetzung sind einerseits mit der verspäteten Einstellung des Innenentwick-
lungsmanagers zu begründen. Hierdurch mussten die Aufgaben, die im Rahmen des Projektes anfielen, durch 
die Stabstelle Bauleitplanung vorübergehend kompensiert und zusätzlich erledigt werden. Der zweite Grund 
ist das schnelle Wachstum der Stadt. Die Einrichtungen der sozialen Infrastruktur können den vorherrschen-
den Bedarf nicht mehr decken. Eine intensive Aktivierung von Innenbereichsflächen für den Wohnungsbau, 
die diesen Zustand unberücksichtigt lässt, würde den Bedarf an Kita- und Grundschulplätzen weiter steigen 
lassen, gleichzeitig jedoch dazu führen, dass in der Nähe des neu geschaffenen Wohnraumes auch perspek-
tivisch keine Betreuungsplätze mehr entstehen können. Die zu schaffenden Plätze müssten an den Rändern 
der Kernstadt entstehen, was in Kombination mit einer verstärkten Innenentwicklung im Bereich Wohnungsbau 
zu größeren Verkehrsströmen führen würde. Im Hinblick auf das Leitbild der „Stadt der kurzen Wege“ wäre 
eine solche Entwicklung kontraproduktiv. Aus diesem Grund genießt die Schaffung der notwendigen Infra-
struktureinrichtungen zunächst eine Priorität, wodurch für den Wohnungsbau im Innenbereich nur die Flächen 
in Frage kommen, die für die Herrichtung sozialer Infrastruktureinrichtungen ungeeignet sind. Die Deckung 
dieses Bedarfes wird auch planerische Verwaltungskapazität binden. 

Aus Sicht des Innenentwicklungsmanagements erweisen sich Flächen im unbeplanten Innenbereich als be-
sonders wertvoll für eine Neuerrichtung von Wohnraum, da hierbei eine weitgehende Flexibilität hinsichtlich 
der konkreten Ausgestaltung der baulichen Struktur möglich ist und weiterhin eine lange Verfahrensdauer ver-
mieden werden kann. Die Stadt Ludwigsfelde kann als Eigentümer eines Teils dieser Flächen über die zukünf-
tige Nutzung entscheiden. Hemmend wirkt in diesen Bereichen allerdings die Anwohnerschaft. 

Die Kenntnis über alle im Stadtgebiet noch verfügbaren Grundstücke und ihre Vergleichbarkeit untereinander 
kann als Faktor gesehen werden, der die Entscheidung zugunsten der Aktivierung eines spezifischen Grund-
stückes oder einer spezifischen Fläche begünstigt und auch gegenüber politischen Gremien vermittlungsför-
derlich wirkt. Eine erste politische Priorisierung von Flächen hat bereits stattgefunden. Für die ausgewählten 
Flächen wurden die Kurzskizzen zur Präsentation im zweiten Bürgerforum erstellt. U.a. aus dem daraus abzu-
leitenden Feedback und der Problematik großer Flächenkonkurrenzen besteht für die Zukunft die Notwendig-
keit einer Priorisierung jener Potenziale, die tatsächlich entwickelt werden sollen.   

3.2. Hindernisse bei der Aktivierung von Wohnungsbaupotenzialen 

Im Vorfeld der Flächenbewertung wurde eine Restriktionsanalyse durchgeführt. Diese hatte insbesondere das 
Ziel, identifizierte Flächenpotenziale herauszufiltern, bei denen gewichtige Gründe gegen eine Entwicklung 
sprechen. Im Rahmen dieser Restriktionsanalyse gab es verschiedene Untersuchungsbereiche. Im Folgenden 
wird auf fünf dieser Bereiche genauer eingegangen.  

- Schutzgebiete: Im Bereich der Kernstadt Ludwigsfelde ist die Bedeutung von Schutzgebieten als gering 
einzuschätzen. So befinden sich einige der Flächen des ExWoSt-Projektes in den unteren Wasserschutz-
zonen III B und III A. In Verbindung mit der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Lud-
wigsfelde ergeben sich für die Errichtung von Wohngebäuden keine Einschränkungen.  

- Altlasten: Um Informationen über das Altlastenvorkommen auf den Potenzialflächen zu erhalten, wurde 
eine Verbindung zum Umweltamt des Landkreises Teltow-Fläming hergestellt. Alle 43 identifizierten Flä-
chen wurden anhand des Altlastenkatasters überprüft. Im Ergebnis wurden zwei Potenzialflächen identi-
fiziert, für die ein Altlastenverdacht besteht. In diesen Fällen müsste vor der Aufnahme einer sensiblen 
Nutzung, wie dem Wohnen, eine Abstimmung mit der Unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde 
über die durchzuführenden Sanierungsmaßnahmen erfolgen. Allerdings handelt es sich bei den betroffe-
nen Flächen um eher kleine Grundstücke, die auch hinsichtlich ihrer sonstigen Qualitäten weniger für eine 
Innenentwicklung geeignet sind. Aus diesem Grund wurde die Möglichkeit einer Bodensanierung noch im 
Rahmen des Projektes verworfen und das Altlastenvorkommen als KO-Kriterium gewertet.  

Bei einer weiteren Fläche wurde bereits eine Bodensanierung vorgenommen. Das bedeutet, dass auf 
dieser Fläche aus der Sicht des Umweltamtes nichts gegen die Aufnahme einer sensiblen Nutzung spricht. 
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- Festsetzungen von Bebauungsplänen: 17 der 43 Potenzialflächen befinden sich im Geltungsbereich 
rechtswirksamer Bebauungspläne. In vielen dieser Pläne ist das bestehende Baurecht durch den Bestand 
bereits ausgenutzt. Die noch existierenden Potenzialflächen dürfen in diesen Fällen nicht bebaut werden. 
Hierdurch entsteht die Notwendigkeit, einen „innenentwicklungstauglichen“ Umgang mit dem vorhande-
nen Baurecht zu finden. Aufgrund der Auswirkungen von Vorhaben aus dem Bereich der Nachverdichtung 
ist regelmäßig davon auszugehen, dass die Grundzüge der rechtsgültigen Planung in diesen Fällen be-
rührt wird und damit eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht möglich ist. Statt-
dessen wird in diesen Fällen damit zu rechnen sein, den vorhandenen Plan zu ändern, wodurch sich der 
zeitliche Aufwand der Maßnahmen deutlich erhöht und zusätzliche Verwaltungskapazitäten gebunden 
werden. Dementsprechend wurden Flächen, in denen das verbindliche Baurecht gegen eine Innenent-
wicklung spricht, als schwer mobilisierbare Flächen klassifiziert, was sich auch auf die Priorisierung aus-
wirkt.  

- Denkmalschutz: Das Dichterviertel nahe des Zentrums der Stadt Ludwigsfelde wurde in den 1950er-Jah-
ren als sozialistische Wohnstadt errichtet. Die in einem Viertelkreis angeordnete Siedlung mit äußerlich 
ähnlichen dreigeschossigen Gebäuden ist als Flächendenkmal klassifiziert. Für dieses gilt weiterhin auch 
ein Umgebungsschutz. Bei der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Teltow-Fläming wurde 
angefragt, ob eine Nachverdichtung im Dichterviertel aus denkmalschutzrechtlicher Sicht grundsätzlich 
vorstellbar ist. Die erste Einschätzung hierzu fiel kritisch aus. So werden die weiten Grünflächen und die 
abwechslungsreiche Gestaltung zwischen öffentlichen und halböffentlichen Räumen als wesentliche Qua-
lität des Gebietes genannt. Nach Einschätzung der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Tel-
tow-Fläming sowie des Landesdenkmalamtes wird eine Nachverdichtung im Bereich des Flächendenk-
mals letztendlich als nicht umsetzbar erachtet. In den Randbereichen soll die Möglichkeit einer Bebauung 
als Schutz vor den Lärmimmissionen durch die nahegelegene Bahnlinie geprüft werden. Weitere Gesprä-
che mit der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde sind hierzu geplant.  

- Bindungsfristen: Im Rahmen des Projektes wurden zwei verschiedene Arten von Bindungsfristen identifi-
ziert, die für die Aktivierung von Innenbereichsflächen bedeutsam sind. Zum einen sind dies die Bindungs-
fristen der Pachtverhältnisse auf den zahlreichen großen Garagenhöfen der Stadt. Diese bieten in ihrer 
Gesamtheit ein großes Flächenpotenzial. Durch bestehende Pachtverhältnisse kann die Stadt nicht auf 
die Flächen zugreifen, obwohl sie Eigentümerin ist. Allerdings besteht ein Sonderkündigungsrecht zu-
gunsten eines „unabweisbaren Bedarfes zur Durchsetzung von Stadtentwicklungsmaßnahmen“. Die Kün-
digungsfrist hierfür beträgt 12 Monate. Überlegungen, dieses Recht kurzfristig wahrzunehmen, bestehen 
derzeit nicht. 

Die zweite Bindungsfrist bezieht sich auf in der Vergangenheit erfolgte Maßnahmen, für die Fördermittel 
eingesetzt wurden. Eine Frist von 25 Jahren verhindert hier, dass die geförderten Maßnahmen zugunsten 
neuer Entwicklungen zweckentfremdet werden. Die Fördermittelthematik trat bei zwei der 43 Flächen auf. 
Anhand des Beispiels der größeren dieser Flächen wird ein exemplarisches Vorgehen aufgezeigt:  

Die Fläche des ehemaligen Wochenmarktes der Stadt Ludwigsfelde wurde im Jahr 2000 in eine Grünflä-
che mit Wegen und Aufenthaltsbereichen umgestaltet. Die Stadt erhielt für die Durchführung dieser Maß-
nahme Fördermittel. Die Zweckbindung dieser Mittel reicht bis Dezember 2025. In Absprache mit dem 
zuständigen Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) erfolgte die Anfrage bezüglich der potenziellen Be-
baubarkeit dieses Areals. Demnach ist eine Bebauung der Fläche grundsätzlich möglich, sofern die sich 
aus der städtebaulichen Stellungnahme der Stadt ergebenden Ziele nicht entgegenstehen. Die Förder-
mittel müssten in diesem Fall entsprechend der verbleibenden Zeit der Zweckbindung und der tatsächlich 
für das Vorhaben in Anspruch genommenen Fläche anteilig zurückgezahlt werden. Bestehende Förder-
mittelbindungen werden folglich im weiteren Verlauf nicht länger pauschal als KO-Kriterium für eine In-
nenentwicklung bewertet, sondern als im Einzelfall überwindliches Hindernis. 

Ein Großteil der Restriktionen besteht langfristig fort, weshalb eine Aktivierung dieser Flächen mit teils erheb-
lichem Aufwand verbunden wäre. Aus diesem Grund wird beispielsweise die Aktivierung von Flächen mit Alt-
lastenverdacht oder Erfordernis einer Bebauungsplanänderung kurzfristig nicht angestrebt. Im Gegensatz 
hierzu befinden sich verhältnismäßig große Potenziale im Bereich der (noch fristgebundenen) Garagenhöfe. 
Für die Zukunft ist mit der Verfügbarkeit dieser Potenziale zu rechnen. Zwischenzeitlich können hierfür bereits 
Nutzungskonzepte erarbeitet werden.  
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Ein Mangel an aktivierungsfördernden planerischen Instrumenten besteht aus Sicht der Stadt Ludwigsfelde 
nicht.  

3.3. Einbindung des Innenentwicklungsmanagements in der Kommune 

Für die Evaluierung der Wirksamkeit des Innenentwicklungsmanagements in Ludwigsfelde ist die Verortung 
des Innenentwicklungsmanagers innerhalb der Verwaltung ein bedeutsamer Faktor. Während des Projektes 
war das Innenentwicklungsmanagement an die Stabstelle Bauleitplanung angegliedert. Folgende Punkte sind 
hier von Bedeutung:  

- Innenentwicklungsmanager mit stadt- und regionalplanerischem Hintergrund, wodurch eine Einbindung in 
die internen Abläufe der Bauleitplanung möglich ist: positiv, da die rechtlichen Grenzen der Zulässigkeit 
gut beurteilt werden können; allerdings wären auch immobilienwirtschaftliche Kenntnisse hilfreich 

- enge Verknüpfung zur Aufstellung von Bebauungsplänen und zur Ausweisung von Wohnbauflächen im 
Flächennutzungsplan: positiv, da das Innenentwicklungsmanagement stets auf Grundlage der aktuellen 
Pläne arbeiten kann und andererseits die Planung auf die Anforderungen des Innenentwicklungsmana-
gements reagieren kann 

- direkt dem Bürgermeister unterstellt, wodurch Handeln des Innenentwicklungsmanagements regelmäßig 
mit der Politik abgestimmt und rückgekoppelt wird: positiv, weil der Bürgermeister einen Überblick über 
die Gesamtsituation der Kommune hat und die Abstimmung ohne Informationsverlust stattfinden kann 

- kaum Berührungspunkte zu anderen Fachbereichen und Sachgebieten (insbesondere im Bereich der so-
zialen Infrastruktur ergeben sich Abstimmungsbedarfe in puncto Flächenverfügbarkeit): negativ, da Be-
rührungspunkte zu zahlreichen anderen Themenfeldern bestehen und das Innenentwicklungsmanage-
ment in der derzeitigen Verwaltungsstruktur überwiegend isoliert arbeitet   

Innerhalb der gegebenen Verwaltungsstruktur ist eine Angliederung an die Stabsstelle Bauleitplanung über-
wiegend sinnvoll, da sich beide Tätigkeiten hauptsächlich mit den Fragen der Bodennutzung auseinanderset-
zen. Es wurde deutlich, dass eine Teilzeittätigkeit zu Problemen bezüglich der Erreichbarkeit führen kann, was 
sich wiederum negativ auf die interne Kommunikation auswirkt. Dabei ist eine Abstimmung in Bezug auf die 
künftige Nutzung der Potenzialflächen unabdingbar, weil mit bzw. zu anderen Bereichen der Verwaltung Kon-
kurrenzsituationen entstehen. Dabei sind v.a. die Bereiche Grünraum (Kommunalservice) und soziale Infra-
struktur (Fachbereich II) zu nennen.  

Das Innenentwicklungsmanagement übernimmt die für das Modellvorhaben relevante Außenkommunikation 
in Abstimmung mit der Stabsstelle Bauleitplanung und/oder dem Bürgermeister. 

Im Optimalfall wäre das Innenentwicklungsmanagement Teil einer Organisationseinheit, die sich mit der Stadt-
entwicklung und allen sich darauf auswirkenden Themen befasst, um sowohl die Erfordernisse der Planung 
als auch die Anforderungen durch andere Bereiche abbilden zu können. 

3.4. Rückhalt für das Innenentwicklungsmanagement 

Innerhalb der Verwaltung ist das Innenentwicklungsmanagement noch nicht vollständig etabliert. Lediglich in 
den Bereichen, die für eine thematische Zusammenarbeit, etwa bei der Klassifizierung der Potenzialflächen, 
kontaktiert wurden, herrscht Kenntnis über die Ziele des Innenentwicklungsmanagements. Allerdings wird ins-
besondere das Ziel einer Verdichtung der Stadtstruktur nicht von allen Fachbereichen geteilt. Hier müsste ein 
stetiger Dialog über die Fortentwicklung der Siedlungsstruktur eingerichtet werden, in dem Vor- und Nachteile 
einer Verdichtung rational diskutiert werden können. 

Um das Thema des Innenentwicklungsmanagements stärker in den Fokus zu rücken, wurde schon früh die 
Durchführung einer verwaltungsinternen Informationsveranstaltung angestrebt. Allerdings konnte diese erst im 
letzten Teil des Projektes durchgeführt werden. Dabei wurde erneut deutlich, wie bedeutsam ein gemeinsames 
Verwaltungshandeln für eine erfolgreiche Innenentwicklung ist, da sich diese auf diverse Themenbereiche 
auswirkt und einen integrierten Umgang erfordert.    

Die Unterstützung von Verwaltung und Politik ist für eine erfolgreiche Aktivierung von Potenzialen unerlässlich, 
weil nur so eine gemeinsame Handlungsrichtung der Kommune erreicht werden kann. In Fragen hinsichtlich 
der konkreten Nutzung bzw. des Verkaufes kommunaler Grundstücke ist somit eine ausreichende Unterstüt-
zung durch die Verwaltung und die Stadtverordnetenversammlung sicherzustellen.   
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3.5. Akzeptanz von Wohnungsneubau 

In den Bürgerforen wurde deutlich, dass die Notwendigkeit, neuen Wohnraum zu schaffen, in der Bevölkerung 
anerkannt wird. Allerdings tragen die Konfliktträchtigkeit der Innenentwicklung als städtebaulicher Grundsatz 
sowie das plötzliche gesamtstädtische Management dazu bei, dass in einigen Stadtbereichen eine Abwehr-
haltung (NIMBY – not in my backyard) zu erkennen ist, die insbesondere unter Gesichtspunkten des Wahljah-
res 2019 in Brandenburg auch politische Brisanz entfaltete. Der gewählte Ansatz der Erarbeitung von Kurzskiz-
zen wirkte in der Bevölkerung trotz des Hinweises auf seine Unverbindlichkeit eher abschreckend als projekt-
fördernd. So formierte sich in der Nähe eines untersuchten Grundstückes ein Protest, welcher letztendlich in 
einer Petition mündete, die jegliche Nachverdichtung in diesem Bereich unterbinden will. Es ist festzustellen, 
dass insbesondere in den bislang offen gestalteten Stadtbereichen Nord und West eine zusätzliche Auswei-
sung von Bauplätzen auf eine geringe Akzeptanz stößt. Die hauptsächlich angeführte Begründung hierfür ist 
der befürchtete Verlust an Wohnqualität durch eine dichtere Bebauung. Weiterhin ist anzunehmen, dass die 
derzeit noch laufende, großflächige Außenentwicklungsmaßnahme in der Ahrensdorfer Heide zusätzlich dazu 
führt, dass eine Nachverdichtung im direkten Wohnumfeld vonseiten der Bevölkerung kritisch gesehen wird, 
da die Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen offensichtlich betrieben wird.  

Die Ludwigsfelder Wohnungsgenossenschaft argumentiert ebenso und hält eine Innenentwicklung für die künf-
tig geplante Neuerrichtung von Wohnungen auf ihren Grundstücken nicht für zielführend. Insbesondere im 
Umgang mit Genossenschaften ist eine Einigung aufgrund der Vielzahl der vorherrschenden Interessen nicht 
einfach zu realisieren.  

Der Ansatz einer Aufstockung bestehender Gebäude mit Flachdächern wird von einigen Bürgerinnen und Bür-
gern als potenziell geeigneter Weg empfunden, um zusätzlichen Wohnraum im bislang besiedelten Bereich zu 
schaffen. Hierbei ist allerdings zu beachten, dass in Teilen der Stadt erst kürzlich Aufzüge nachgerüstet wur-
den, weshalb eine zusätzliche Aufstockung in diesen Fällen die Gefahr der Ineffektivität birgt.  

Der Dialog mit betroffenen Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen der Bürgerforen erwies sich als hilfreich, da 
hierdurch die Vorbehalte gegen eine Innenentwicklung im Gespräch abgebaut und stattdessen die Vorteile, 
z.B. hinsichtlich des Schutzes der Biodiversität und der Schaffung kurzer Wege herausgestellt werden konn-
ten. Die folgenden Diskussionen lassen vermuten, dass die Bürgerforen selbst nicht das Veranstaltungsformat 
der Konfrontation sind; diese stattdessen eher im Nachgang auftritt, wenn nicht anwesende Bürgerinnen und 
Bürger aus zweiter Hand über Projekte informiert werden. Die Widerstände im Nachgang der Veranstaltungen 
sind öffentlichkeitswirksamer als die Akzeptanz und Kompromissbereitschaft, die im Rahmen des Bürgerfo-
rums geäußert wurde. 

Weiterhin zu erwähnen sind auch die Vorbehalte gegen Wohnungsneubau innerhalb der Verwaltung, da dieser 
zu neuen Kapazitätsengpässen im Bereich soziale Infrastruktur oder Parkraum führen könnte. 

3.6. Impulse durch das Modellvorhaben 

Aufgrund der verspäteten Einstellung des Innenentwicklungsmanagers war es im Rahmen des Projektes nicht 
möglich, alle Ideen tatsächlich umzusetzen. Im Folgenden werden einige Ansätze genannt und beschrieben, 
die für eine Innenentwicklung förderlich wirken können, aufgrund ihrer zeitlichen Komplexität allerdings bislang 
noch nicht umgesetzt werden konnten. Zusätzlich sind auch Ideen aufgeführt, die sich im Rahmen von Dis-
kussionen während der Bürgerforen mit den anwesenden Bürgerinnen und Bürgern ergeben haben. Die auf-
geführten Ansätze können unabhängig vom Standort als Anregung für das Aufgabenfeld des Innenentwick-
lungsmanagements verstanden werden, wenngleich die tatsächliche Umsetzung dieser Vorschläge für die 
Stadt Ludwigsfelde kurzfristig nicht in Frage kommt. 

Kommunale Flächenentwicklungsberichte: 

Die Anfertigung kommunaler Flächenentwicklungsberichte kann dafür sorgen, dass die Ziele und Vorstellun-
gen der Innenentwicklung in regelmäßigen Abständen auf ihre Umsetzung überprüft werden (Borchard 2008, 
679). Die Flächeninanspruchnahme kann dadurch qualitativ wie quantitativ belegt werden und dient als Infor-
mationsmedium für Verwaltung und Öffentlichkeit. Zwar trägt der Bericht selbst nicht zur Umsetzung von Maß-
nahmen der Innenentwicklung bei, allerdings lässt sich daran der Erfolg der gewählten Strategien und damit 
auch eines Innenentwicklungsmanagements ablesen. (Adrian et. al 2018, 55) Ein großer Erhebungsaufwand 
entsteht hier bei der Flächenbilanzierung.  
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In der Stadt Ludwigsfelde könnte ein Flächenentwicklungsbericht einerseits die gesamte Flächenbilanz auflis-
ten und somit in einer Zeitreihe evaluieren, wie sich Flächeninanspruchnahme sowie Ver- oder Entsiegelung 
in einem Zeitraum entwickelt haben. Daran ließe sich auch der Erfolg der Bemühungen zur Innenentwicklung 
ablesen. Methodisch und inhaltlich könnte man sich an bereits bestehenden Flächenentwicklungsberichten 
(z.B. Berlin) orientieren.  

In einem zweiten Teil könnten ausgewählte Flächen, die im Rahmen des ExWoSt-Projektes als Innenentwick-
lungspotenziale identifiziert wurden, allerdings noch keiner Entwicklung zugeführt werden konnten, spezifisch 
betrachtet werden. Dadurch würde eine genaue Identifikation von Aktivierungstreibern und –hemmnissen über 
einen längeren Zeitraum möglich. 

Innenentwicklungskonzept (ggf. mit Überbauungsstrategie) 

Ein vorstellbarer Weg bei der Systematisierung von Bemühungen zur Innenentwicklung ist die Aufstellung 
eines Innenentwicklungskonzeptes, in dem aus der Analyse der vorhandenen Potenziale künftige Maßnahmen 
hergeleitet werden können. In seinem Aufbau könnte ein solches Konzept mit Integrierten Stadtentwicklungs-
konzepten vergleichbar sein. Bei der Erarbeitung kann die Expertise externer Sachverständiger genutzt wer-
den, um auch erfolgreiche Ansätze anderer Städte zu adaptieren. Die Hauptfunktion eines solchen Konzeptes 
ist die Leitwirkung für die Entscheidungen der Verwaltung. Weiterhin ist ein solches Dokument, in dem beab-
sichtigte Maßnahmen nachvollziehbar hergeleitet werden, für die Schaffung von Akzeptanz gegenüber diesen 
Maßnahmen voraussichtlich positiv zu bewerten, wenn die Bürgerinnen und Bürger im Rahmen der Erstellung 
eingebunden werden und das Ergebnis im Anschluss öffentlich zur Verfügung gestellt wird.  

Beim Blick auf die eingeschossigen Märkte des Lebensmitteleinzelhandels in der Stadt wird deutlich, dass es 
in der Stadt mehrere Potenzialflächen gleicher Art gibt, die über eine Gesamtfläche von ca. 8.300 m2 verfügen. 
Es handelt sich um die Dachflächen dieser Märkte, welche auch von den Bürgerinnen und Bürgern als akti-
vierbares Potenzial gesehen wurden. So wurde während des Diskussionsteils in beiden Bürgerforen der Vor-
schlag unterbreitet, die Dachflächen der Märkte in die Potenzialerfassung einzubeziehen. Der Ansatz der 
Überbauung von Supermärkten wird derzeit in mehreren Städten vorangetrieben. Aufgrund des nicht unerheb-
lichen Flächengröße und der meist zentralen Lage der Märkte ist eine Aktivierung mittelfristig auch für Lud-
wigsfelde interessant. Weiterhin wurde durch die Bürgerinnen und Bürger auch das Thema der Aufstockung 
vorgebracht. Demnach wird eine Aufstockung bestehender Gebäude mit Flachdächern, wie sie in den Stadt-
teilen Nord und West in großer Zahl existieren, als sinnvoller und potenziell akzeptanzfähiger Lösungsansatz 
gesehen. Eine „Überbauungsstrategie“ könnte hierfür einen Handlungsleitfaden liefern, mit dem die Schaffung 
der wesentlichen Voraussetzungen für solche Vorhaben begleitet wird.  

Wohnungstauschmanagement 

Insbesondere im Stadtteil West tritt das Problem auf, dass ältere alleinstehende Personen noch immer in den 
Wohnungen leben, die sie in der Vergangenheit mit ihrer Familie bezogen haben. Häufig werden diese Woh-
nungen nicht mehr vollwertig genutzt, weil sie zu groß sind und der Bewirtschaftungsaufwand nicht mehr zu 
leisten ist. Gleichzeitig sind heute insbesondere junge Familien auf der Suche nach Wohnungen in ausrei-
chender Größe. Für solche Fälle könnte es zukünftig ein Wohnungstauschmanagement geben.  

Ziel dieses Ansatzes wäre, Bewohnerinnen und/oder Bewohner zu großer Wohnungen durch Anreize zum 
Umzug in eine kleinere Wohnung zu bewegen. Bei der Gestaltung der Anreize kann man sich an bereits exis-
tierenden Modellen dieser Art orientieren (z.B. Potsdam: vergünstigte Miete und Umzugsbonus). Kommunale 
Wohnungs- oder Entwicklungsgesellschaften könnten dieses Modell an ihren Immobilien testen. Die Bekannt-
machung eines solchen Ansatzes bildet eine Herausforderung. Hier muss voraussichtlich ein größerer Auf-
wand geleistet werden, um die Zielgruppe zu erreichen und zu überzeugen, die eigene Wohnung aufzugeben. 
Weiterhin muss im Vorfeld der Etablierung einer eigenen Wohnungstauschstelle eruiert werden, ob der Bedarf 
für den Tausch von Wohnungen in einer Stadt der Größenordnung Ludwigsfeldes groß genug ist, um den 
damit verbundenen Verwaltungsaufwand zu rechtfertigen. 

Baulandbeschluss 

Der durch die gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg vorbereitete Landesentwicklungs-
plan Hauptstadtregion bietet dem Mittelzentrum Ludwigsfelde gute Entwicklungsmöglichkeiten, wenngleich der 
recht eng gefasste Gestaltungsraum Siedlung eine besondere Herausforderung darstellt. Hieraus ergibt sich 
einmal mehr und zusätzlich die Notwendigkeit, verstärkt Maßnahmen der Innenentwicklung zu betreiben bzw. 
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eine Siedlungserweiterung nur vorzunehmen, wenn langfristige Problemfelder von vornherein bedacht wer-
den.  

Ein Baulandbeschluss mit besonderer Berücksichtigung sozialer und ökologischer Aspekte befindet sich der-
zeit in der Grundkonzeption, zunächst innerhalb der Stabsstelle, später in Kooperation mit sachverständigen 
Planungsbüros oder wissenschaftlichen Einrichtungen (Institut für Geodäsie und Geoinformation der Univer-
sität Bonn). Dies wird bis zum Ablauf des Projektzeitraumes allerdings noch nicht abgeschlossen sein. Es ist 
insofern als ein Ergebnis des Modellvorhabens zu werten, dass Neuentwicklungen von Baugebieten im Au-
ßenbereich unter vorher von der Stadt festgelegten Bedingungen erfolgen sollen, wenn für die Umsetzung von 
Innenentwicklungsmaßnahmen keine geeigneten Flächen zur Verfügung stehen. Dadurch wird sichergestellt, 
dass die erarbeiteten Qualitätsstandards auch bei zukünftigen Entwicklungen abseits des derzeitigen Innen-
bereiches eingehalten werden. Die enthaltenen Regelungen sollen weiterhin als Grundlage für die Vergabe 
von kommunalen Grundstücken dienen und somit auch eine Anwendbarkeit im Innenbereich ermöglichen. Die 
im Baulandbeschluss zu regelnden Inhalte aus dem ökologischen Themenfeld basieren auf den Leitlinien zum 
umweltgerechten Bauen. Die soziale Komponente des Beschlusses zielt insbesondere auf die Themen der 
Wohnungsgröße, der Mietpreisbindung, der Barrierefreiheit und der Folgekostenbeteiligung für soziale Infra-
strukturen ab. 

Etablierung eines grünen Wegenetzes 

Die im Sinne der „Doppelten Innenentwicklung“ vorgesehene Vernetzung von Grünräumen ist bislang in der 
Stadt Ludwigsfelde noch nicht ganzheitlich erfolgt. Die Etablierung eines grünen Wegenetzes ist auch im Inte-
grierten Stadtentwicklungskonzept (2017) als wichtige Zielstellung benannt. Aus diesem Grund soll bei der 
geplanten Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes ein Netz aus Wegeverbindungen dargestellt werden, 
welches die Durchwegung der Innenstadt abseits der großen Verkehrsachsen insbesondere für den Fuß- und 
Radverkehr ermöglicht. Da für die Herrichtung von Wegebeziehungen durch die Grünräume teils nicht uner-
hebliche Flächenbedarfe in diesen Bereichen entstehen, die gleichzeitig auch als Wohnbaupotenzialflächen 
angesehen werden, ist eine Beteiligung des Innenentwicklungsmanagements geboten. Außerdem können 
durch die Aufwertung von Grünräumen als Teil eines gesamtörtlichen Wegenetzes auch Synergien für die 
Innenentwicklung entstehen. 

Beteiligung der Bürger bei der Findung baulicher Lösungen durch haptische oder virtuelle Modelle 

Im Umgang mit einem konfliktbehafteten Thema sind Öffentlichkeitsbeteiligung und Visualisierung wichtige 
Herangehensweisen. Eine Möglichkeit, die Visualisierung von Ideen und Möglichkeiten im Rahmen der Öffent-
lichkeitsbeteiligung noch zu verbessern, ist die Arbeit mit Modellen. Sie können ein höheres Verständnis für 
die effektive Flächennutzung bewirken und auch den Grad der Mitbestimmung erhöhen.  

In einem ersten Schritt kann in diesem Ansatz für eine festgelegte Fläche darüber diskutiert werden, welche 
Gebäudeformen (Grundriss, Grundfläche, Geschosszahl) in Frage kommen. Anschließend werden die ent-
sprechenden Gebäude als Modelle (z.B. aus Styrodur) in kleinerem Maßstab angefertigt. Zusätzlich muss 
auch die Ausgangssituation (Potenzialfläche samt Umgebungsbebauung) als Modell vorhanden sein. Die Bür-
gerinnen und Bürger können sich dann anhand der Modelle selbst an der Gestaltung der Flächenaufteilung 
beteiligen, indem sie die Gebäudemodelle auf das Grundmodell setzen. Etwaige Restriktionen, beispielswiese 
Abstandsflächen, können auf dem Grundmodell dargestellt werden. Dieses Vorgehen eignet sich vor allem für 
Flächen, die sich in kommunalem Eigentum befinden, da die Stadt ihre eigenen Entwicklungsvorstellungen im 
Rahmen der Beteiligungsveranstaltung mit den Varianten der Bürgerinnen und Bürger rückkoppeln kann. 

Durch die Fortschritte in der Digitalisierung werden darüber hinaus perspektivisch weitere Ansätze für die Vi-
sualisierung von Vorhaben möglich. Ein derzeit in der Partizipationsforschung erprobtes Vorgehen erzeugt 
unter Nutzung der erweiterten oder virtuellen Realität erlebbare Abbilder geplanter Quartiere (Zeile 2017, 79ff.) 
und kann sich somit durchaus positiv auf die Raumwahrnehmung und die Akzeptanz von Nachverdichtungs-
projekten auswirken. Für die Stadt Ludwigsfelde ist ein solcher Ansatz derzeit nicht umsetzbar. 

3.7. Wie geht es weiter? 

Zum jetzigen Zeitpunkt ist noch nicht geklärt, in welcher Form das Innenentwicklungsmanagement in der Stadt 
Ludwigsfelde fortgeführt wird. Allerdings besteht eine Einigkeit darüber, dass man die durch das Projekt erar-
beiteten Grundlagen in jedem Fall weiterhin nutzt und die Innenentwicklung auf diesem Wege vorantreibt. 
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Es lässt sich jedoch anmerken, dass die Vielfalt der in der Zukunft möglichen Aktivitäten für eine Aktivierung 
von Innenbereichsflächen mindestens eine Person erfordert, die sich hauptverantwortlich mit diesem Thema 
befasst. Dazu zählt auch und vor allem die Abstimmung des Innenentwicklungsmanagements mit den anderen 
Fachbereichen der Verwaltung, um eine gemeinsame Handlungsrichtung festlegen und verfolgen zu können 
und Unstimmigkeiten bereits vor der Kontaktaufnahme mit Eigentümern und Investoren auszuräumen. Eine 
Angliederung der Stelle an einen bestehenden Fachbereich ist somit nicht zwingend notwendig. Für die ei-
gentliche Beratung im Verlauf der Aktivierung empfiehlt sich zudem eine Kooperation mit Sachverständigen 
aus dem Bereich der Immobilienwirtschaft, da dieses Themenfeld durch die Stabsstelle Bauleitplanung derzeit 
nicht abgedeckt wird. 

4. Abgleich geplanter und erreichter Ziele 

 

Baustein 1: Klärung der Aufgabenschwerpunkte   

Zielstellung:  

In diesem Baustein soll konzeptionell die Entwicklung zum Aufbau des „Innentwicklungsmanagements“ für die 
Kernstadt Ludwigsfelde aufbereitet werden. Dazu zählt u. a. eine klare Aufgabendefinition, die Bestimmung 
der Schnittstellen zu anderen kommunalen Aufgaben, die Verankerung und Zuordnung des zu etablierenden 
Innenentwicklungsmanagers, etc.  

In der Stadt Ludwigsfelde besteht mit dem Geodatenportal (s. a. www.ludwigsfelde-geodaten.gdi-bb.de ein 
guter Überblick über vorhandene bzw. festgesetzte und im Verfahren befindliche Bebauungspläne, beispiels-
weise auch inkl. der textlichen Festsetzungen. In dem Portal sind auch Exposés für einige unmittelbar mobili-
sierbare Wohnungsbaupotenzialflächen in der Kernstadt hinterlegt, ohne dass diese Übersicht vollständig ist. 
Die Exposés enthalten Angaben zur Grundstücksfläche, zum Bodenrichtwert, zur Bebaubarkeit, zur Erschlie-
ßung und Verfügbarkeit sowie eine Lagebeschreibung. Die derzeit nicht bzw. noch nicht mobilisierbaren Woh-
nungsbaupotenzialflächen in der Kernstadt sind ferner u. a. im Rahmen der Erarbeitung des Integrierten Stadt-
entwicklungskonzeptes (INSEK) und der Wohnungspolitischen Umsetzungsstrategie (WUS) überschlägig er-
mittelt worden. Ein Baulandkataster, das die lokalen und kommunalen Flächenressourcen führt bzw. pflegt, 
besteht somit erst in Ansätzen.   

Im ersten Baustein geht es somit darum zuzuordnen, welche Flächen im Rahmen des Innenentwicklungsma-
nagements für die Kernstadt Ludwigsfelde als Potenzialflächen betrachtet werden sollen, wie das Baulandka-
taster aufgebaut und fortgeführt sowie in der Verwaltung administrativ verankert werden soll und wie dies 
technisch mit dem bestehenden Geoportal verknüpft wird. 

Abgleich/Ergebnisse:   

Tatsächlich erfolgten die genaue Aufgabendefinition und damit insbesondere die Abgrenzung zu anderen kom-
munalen Aufgaben erst im Laufe des Prozesses und nicht – wie zunächst vorgesehen – gleich zu Beginn. 

X X 

http://www.ludwigsfelde-geodaten.gdi-bb.de/
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Durch die verspätete Einstellung des Innenentwicklungsmanagers ging hier Zeit verloren, die für die Organi-
sation regelmäßiger Abstimmungsgespräche zwischen den beteiligten Verwaltungsbereichen hätte genutzt 
werden können. 

Die Identifikation geeigneter Flächen erfolgte u.a. unter Berücksichtigung der in INSEK und WUS genannten 
Entwicklungspotenziale in der Anfangsphase des Projektes. Nach der Einstellung des Innenentwicklungsma-
nagers wurde das Flächenkataster ergänzt und aktualisiert. 

Ein Baulandkataster i. S. d. § 200 Abs. 3 BauGB wurde bislang noch nicht entwickelt. Dies lässt sich zum 
einen mit der anfangs unklaren rechtlichen Situation im Hinblick auf die Veröffentlichung der Eigentümerdaten 
begründen, die u.a, auch durch die Stadt Solingen im Rahmen der 3. Erfahrungswerkstatt beschrieben wurde. 
Außerdem sind die Flächenpotenziale, die sich in privatem Eigentum befinden, nicht groß genug, um den mit 
der Erstellung eines qualifizierten Baulandkatasters verbundenen Aufwand (insbesondere der Einholung des 
Einverständnisses) aufzuwiegen. Für viele der Flächen in kommunalem Eigentum hingegen ist aufgrund des 
in allen Bereichen der Stadt herrschenden großen Flächenbedarfs (Wohnungsbau, soziale Infrastruktur, Erho-
lungsflächen, …) unklar, ob sie Bauwilligen öffentlich als Wohnbauflächen angeboten werden sollen. Eine 
Abstimmung der Fachbereiche über die Flächen, die für die Realisierung sozialer Infrastrukturprojekte vorge-
schlagen werden sollen, fand kürzlich statt. Solange die Entscheidung über die Flächen noch nicht endgültig 
gefallen ist, werden andere Flächen noch nicht verbindlich für den Wohnungsbau reserviert. 

Baustein 2: Fortschreibung, Ergänzung und Weiterentwicklung der Informationsgrundlagen zu den In-
nenentwicklungspotenzialen 

Zielstellung:  

In diesem Baustein sollen die Identifizierung von Wohnbauflächen, die Flächenbewertung, die Definition der 
Umsetzungshemmnisse und Restriktionen sowie der Handlungsbedarfe und –möglichkeiten erfolgen. Weiter-
hin sind die Gruppierung und Priorisierung der Flächen und Aufbau und Pflege des GIS-basierten Flächenka-
tasters Gegenstand dieses Bausteins.  

Im Rahmen der Erarbeitung des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes (INSEK) und der Wohnungspoliti-
schen Umsetzungsstrategie (WUS) sind die verfügbaren und nicht-verfügbaren Wohnungsbaupotenzialflä-
chen in der Kernstadt grob identifiziert worden. Diese Übersicht gilt es hier zu präzisieren, d. h. zu überprüfen 
und ggf. zu ergänzen. Damit werden auch die Kriterien für die Flächen definiert, die im Rahmen des Innenent-
wicklungsmanagements unmittelbar bzw. im Zuge der Projektlaufzeit in die Betrachtung einbezogen werden 
sollen.  

Im Weiteren werden die Flächen individuell bewertet hinsichtlich der Mobilisierungsfähigkeit inkl. einer Defini-
tion der Umsetzungshemmnisse und Restriktionen sowie der Handlungsbedarfe und –möglichkeiten für die 
Flächenentwicklung. Dabei kommt ein in ArcGIS entwickeltes Tool zum Einsatz, welches auf Grundlage von 
Geobasis- und Kommunaldaten (digitale Liegenschaftsdaten, digitale FNPs etc.) die Flurstücke für die Ermitt-
lung der Innenentwicklungspotenziale konkret identifiziert. Dabei erfolgt neben der Identifikation eine Attribu-
ierung auf Basis verschiedener Datengrundlagen. Hierzu gehören bspw. die Lage in einem Überschwem-
mungsgebiet, die eigentumsrechtliche Situation, die Lage im Innen- oder Außenbereich nach § 34 BauGB, die 
mögliche Bebauung (individueller oder Geschosswohnungsbau), die planungsrechtliche Situation (§ 34 
BauGB, § 30 BauGB oder Reserven mit Planungserfordernis) oder Altlastenprobleme. Die Ergebnisse werden 
tabellarisch sowie im Rahmen einer umfassenden kartographischen Darstellung aufbereitet und laufend ge-
pflegt. Die hier erzielten Ergebnisse werden anhand eines Luftbildabgleichs und ergänzt durch eine Vorort-
Begehung überprüft.  

Auf dieser Basis können die betrachteten Flächen in verschiedene Kategorien eingeteilt werden und hinsicht-
lich der Umsetzungsmöglichkeiten und –erfordernisse sowie der Standortanforderungen und Entwicklungs-
möglichkeiten priorisiert werden. Dabei wird frühzeitig darauf geachtet, dass das Know-how zur Fortführung 
und Weiterentwicklung des Katasters in der Stadt Ludwigsfelde aufgebaut wird und in der Verwaltung auch 
nach Projektabschluss erhalten bleibt. 

Abgleich/Ergebnisse:    

Die Identifizierung von Wohnbauflächen, die Flächenbewertung sowie die Definition der Umsetzungshemm-
nisse und Restriktionen konnten in diesem Arbeitsschritt abgeschlossen werden. Daraus folgte die Möglichkeit, 
die Flächen zu gruppieren und priorisieren. Die Ergebnisse dieses Arbeitsschrittes mündeten im Aufbau und 
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der Pflege des GIS-basierten Flächenkatasters. Für einzelne Flächen ergaben sich zudem Handlungsbedarfe 
für die weitere Projektlaufzeit. 

Da sich die in INSEK und WUS enthaltenen Flächenpotenziale überwiegend im Außenbereich befinden und 
als Flächen für die Siedlungserweiterung zu verstehen sind, wurde die Übersicht verfügbarer Flächen vergli-
chen mit diesen beiden Dokumenten ergänzt. Bereits während der Bewertung und Priorisierung der Flächen 
erfolgte eine Einschätzung hinsichtlich der Mobilisierungsfähigkeit und somit eine grobe zeitliche Einordnung. 
Die Flächen wurden in diesem Schritt auf folgende Attribute geprüft: Teilräumliche Lage, Flächengröße, eigen-
tumsrechtliche Situation, aktuelle Nutzung, planungsrechtliche Situation, Altlastenprobleme, Lage im Schutz-
gebiet, Lage im Innen- oder Außenbereich. Die Ergebnisse wurden in einer Tabelle festgehalten. Zudem gibt 
es für jedes Attribut einen eigenen Layer für die kartografische Darstellung und Aufarbeitung. Im Laufe des 
Arbeitsprozesses erwies sich allerdings das Programm QGIS als hilfreicher, weshalb die kartografischen Be-
standteile der Aufgabe über diese Software erledigt wurden. Vorortbegehungen der Flächen fanden regelmä-
ßig statt. 

Die Flächen wurden auf Grundlage der Bewertung in Kategorien eingeteilt und bezüglich ihrer Mobilisierungs-
fähigkeit beurteilt. Eine Priorisierung von Flächen fand einerseits für eine sofortige Bebauung statt und ande-
rerseits für die Durchführung weiterer Vorarbeiten. So ist die Auswahl der Flächen, für die Kurzskizzen ange-
fertigt werden sollten, das Ergebnis einer Priorisierung. 

Das Vorgehen bei der Arbeit mit QGIS am Flächenkataster wurde nach Arbeitsschritten aufgeschlüsselt pro-
tokolliert und wird zukünftig intern zur Verfügung stehen. Weiterhin wurde auch die bei der Bewertung verwen-
dete Punkteskala aufbereitet. 

Baustein 3: Umsetzung des aktiven Innenentwicklungsmanagements  

Zielstellung:  

In diesem Kernbaustein des Modellvorhabens soll durch die Etablierung und die konkrete Arbeit des Innen-
entwicklungsmanagers in Kooperation mit anderen Akteuren die Aktivierung von Wohnbaupotentialflächen in 
unterschiedlichen Handlungsfeldern und Handlungsräumen erfolgen. Dabei soll ein Schwerpunkt auf folgende 
drei Handlungsräume und den jeweiligen Bedarfen entsprechende Aktivitäten gelegt werden: 

Baustein 3.1  

Handlungsraum I: Aktivierung von Wohnbaupotentialflächen durch Verdichtung bestehender Einfamilienhaus-
gebiete (Werkssiedlung, Flussviertel) 

- Sensibilisierung der Eigentümer für eine Verdichtung des Quartiers (Aufzeigen von Chancen einer behutsa-
men Verdichtung) im Rahmen von Bürgerinformationsveranstaltungen, Planungsworkshops 

- Unterstützung/Beratung bei der Entwicklung und Einbindung von Einzel-/Modellvorhaben/alternativen Wohn-
formen (generationenübergreifendes Wohnen, Wohngemeinschaften für Senioren, etc.) für ältere BürgerInnen 
zum Verbleib im Quartier und deren breite Kommunikation in Zusammenarbeit mit Akteuren des Wohnungs-
marktes (Investoren, Maklern, sozialen Trägern, Seniorenbeirat) 

- Entwicklung konzeptioneller baulicher Vorschläge für die Entwicklung einzelner Wohnstandorte 

- Unterstützung der Verwaltung bei der planungsrechtlichen Vorbereitung der Verdichtung 

- Breite Kommunikation im Rahmen von Bürgerinformationsveranstaltung, Planungsworkshops, weiteres Stadt-
marketing  

Baustein 3.2 

Handlungsraum II: Aktivierung von Wohnbaupotentialflächen durch Verdichtung bestehender Gebiete mit Ge-
schosswohnungsbau (Ludwigsfelde West, Ludwigsfelde Nord I und Nord II) 

- Entwicklung konzeptioneller baulicher Vorschläge für die Entwicklung einzelner Wohnstandorte 

- Zusammenführung unterschiedlicher Akteure (Eigentümer, Investoren, Interessengruppen) 

- modellhafte Betrachtung und Lösung von möglichen Nutzungskonflikten 
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- Unterstützung bei der Entwicklung und Einbindung der Neubauvorhaben im Quartier durch gezielte Beratung 
der Eigentümer und Investoren und breite Kommunikation im Rahmen von Bürgerinformationsveranstaltun-
gen, Planungsworkshops, weiteres Stadtmarketing 

Baustein 3.3 

Handlungsraum III: Aktivierung von unbebauten Wohnbaupotentialflächen außerhalb des bestehenden Sied-
lungskörpers (Flächen entlang der Autobahn, Flächen entlang der Bahn, Waldfruchtsiedlung, Flächen an der 
Verlängerung Westverbinder) 

- Bestimmung von realistisch aktivierbaren Flurstücken und Wohnbaupotenzialflächen  

- Erstellung von Steckbriefen mit für mögliche Käufer und Entwickler wichtigen Angaben in Abstimmung mit den 
Eigentümern 

- Veröffentlichung der potentiellen Flächenreserven bzw. des Baulandkatasters im Rahmen eines eigenen On-
lineauftrittes oder in schriftlicher Form 

- Zusammenführung unterschiedlicher Akteure (Eigentümer, Investoren, Interessengruppen) 

- modellhafte Betrachtung und Lösung von möglichen Nutzungskonflikten 

- konkrete Benennung jeweiliger Hemmnisse für nicht unmittelbar nutzbare Flächen, z. B. verschiedene Eigen-
tümer, unklare planungsrechtliche Situation, nicht gesicherte Erschließung etc.  

- Aufzeigen von Möglichkeiten zur Überwindung bzw. Beseitigung der Hemmnisse  

Unterstützung bei der Entwicklung und Einbindung der Neubauvorhaben im Quartier durch gezielte Beratung 
der Eigentümer und Investoren und breite Kommunikation im Rahmen von Bürgerinformationsveranstaltun-
gen, Planungsworkshops, weiteres Stadtmarketing 

Abgleich/Ergebnisse:   

Die konkrete Flächenaktivierung wurde durch den Umstand der späten Einstellung des Innenentwicklungsma-
nagers entscheidend beeinträchtigt. Aus diesem Grund wurde auch gemeinsam mit dem BBSR vereinbart, die 
Bemühungen zur Umsetzung von Maßnahmen zur Innenentwicklung auf den Handlungsraum II zu beschrän-
ken, da hier die größten Flächenpotenziale bestehen. 

Die Entwicklung konzeptioneller baulicher Vorschläge für die Entwicklung einzelner Wohnstandorte erfolgte 
vor allem durch die architektonischen Kurzskizzen, welche von spezialisierten Büros für vier Flächen im Hand-
lungsraum II angefertigt wurden. 

Die Kooperation mit anderen Akteuren wurde aktiv gesucht und vorangetrieben. Dazu zählen Behörden 
ebenso wie mögliche Investoren. Dabei fanden für einige städtische Flächen bereits Gespräche mit Interes-
senten statt. Eine Zusammenführung von Investoren und Eigentümern auf nicht städtischen Flächen gab es 
dagegen bislang noch nicht. Im Falle einer Entwicklung werden diese Flächen jedoch voraussichtlich von den 
Eigentümern selbst entwickelt. In Zukunft wird daher eine Aufgabe darin bestehen, die LWG zur Aktivierung 
der Potenziale auf ihren eigenen Grundstücken zu bewegen. Trotzdem fanden zwei Bürgerinformationsveran-
staltungen statt, in denen die Planungsabsichten und –varianten vorgesellt wurden. Im Rahmen der zweiten 
Veranstaltung wurden auch mögliche Nutzungskonflikte thematisiert, die Folge einer Verdichtung sein können 
und über Möglichkeiten der Bewältigung diskutiert.  

Baustein 4:  

Zielstellung: 

Laufende Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit zum Flächenmanagement, d. h. 
regelmäßige Presseberichterstattung, Mitwirkung bei Publikationen, Bereitstellung der Daten auf der Internet-
plattform der Stadt Ludwigsfelde 

Als ein Umsetzungshemmnis kann bereits heute die unzureichende Kenntnis vorhandener Baulandpotenziale 
und Flächenreserven sowohl in der Kommune als auch bei Bauherren und Bauträger identifiziert werden. Die 
bisher genutzten Instrumente, u. a. die kommunale Webseite, sind noch zu wenig bekannt bzw. können weiter 
ausgebaut werden. Insofern soll in der Kommune regelmäßig über den Projektfortgang informiert werden. Da-
bei wird geprüft, welche Möglichkeiten zusätzlich eingesetzt werden sollten, um das Flächenangebot einem 
breiteren Kreis von Partnern und Interessenten bekannt zu machen.  
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Abgleich/Ergebnisse:   

Die Berichterstattung in der Presse und die Bereitstellung relevanter Daten zum Projekt im Internet sind vor 
allem im Rahmen der Bürgerforen relevant. Diese wurden als geeignetes Instrument identifiziert, in der Kom-
mune regelmäßig über den Projektfortgang zu informieren und Konflikten durch frühzeitige Information und die 
Möglichkeit zur Einflussnahme entgegenzuwirken. Ankündigungen in der Presse und dem Internet sollten eine 
große Beteiligung der Öffentlichkeit bei diesen Veranstaltungen ermöglichen. Im Nachgang wurde über den 
Verlauf und die Ergebnisse der Veranstaltung ebenfalls informiert. 

Eine Publikation wurde im bisherigen Projektverlauf jedoch noch nicht in Angriff genommen. Allerdings ist für 
die Zukunft vorstellbar, im Rahmen des Innenentwicklungsmanagements realisierte Projekte zusammen mit 
dem Vorgehen im Modellvorhaben und den Ergebnissen der Bürgerforen zusammengefasst aufzubereiten, 
um den gesamten Prozess nachverfolgen zu können. Die unter Punkt 2 aufgeführten Flächenentwicklungsbe-
richte wären unter diesem Gesichtspunkt eine geeignete Publikationsform. 

5. Zusammenfassung: Abschließende Bewertung 

Auflösen des Nutzungskonfliktes zwischen Wohnen und den sonstigen Nutzungen 

Als ein wesentliches Ergebnis des ExWoSt-Projektes kristallisiert sich das Erfordernis zur Auflösung des Nut-
zungskonfliktes zwischen dem Wohnen und den sonstigen Nutzungen (v.a. soziale Infrastruktur) heraus. Die 
Bewältigung des Problems kann durch zwei Herangehensweisen geschehen: Durch eine verbesserte Abstim-
mung zwischen den zuständigen Fachbereichen könnten zukünftig jene Flächen, die für die Errichtung neuer 
Wohnungen sowie für die Herstellung zusätzlicher Kita- und Schulplätze interessant sind unter den Nutzungen 
„aufgeteilt“ werden, sodass die durch die Wohnnutzung zusätzlich entstehenden Bedarfe zusätzlich zu den 
bereits existierenden Bedarfen abgedeckt werden können. Eine weitere Möglichkeit ist die Kombination von 
Einrichtungen für die soziale Infrastruktur und Wohnnutzungen auf einem Grundstück.    

Baulandbeschluss 

Im Ergebnis der Mitwirkung im Projekt prüft die Stadt Ludwigsfelde die Erstellung eines Baulandbeschlusses. 
Damit soll für alle am Baugeschehen und Wohnungsmarkt mitwirkenden Beteiligten (Bauträger, Wohnungs-
unternehmen, Investoren etc. ein Rahmen geschaffen werden, der liegenschafts- und wohnungspolitische 
Grundsätze und Zielstellungen der Kommune sowie die Instrumente zur bedarfsgerechten Steuerung und Be-
reitstellung von Wohnbauland und damit zur Schaffung zusätzlichen Wohnraums festlegt. Baulandbeschlüsse 
werden von Städten unterschiedlicher Größenordnung deutschlandweit verabschiedet und festgestellt. Darin 
können beispielsweise 

- Instrumente zur Schaffung von Baugrundstücken und Bereitstellung leistbarer Wohnangebote formuliert 
werden, 

- Aussagen zur Beteiligung von Investoren etc. an Wohnfolgekosten und zur Lastenverteilung getroffen, 
- Vergabekriterien im Zusammenhang mit Konzept- und Direktvergaben formuliert werden, zum Beispiel 

Quoten für die Bereitstellung mietpreis- und belegungsgebundener Wohnungen oder auch 
- städtebauliche oder ökologische Standards bei der Baulandentwicklung formuliert werden. 

Mit den vorhandenen konzeptionellen und strategischen Grundlagen (integriertes Stadtentwicklungskonzept, 
wohnungspolitische Umsetzungsstrategie, Kataster zu Flächenpotenzialen, Tätigkeit des Innenentwicklungs-
managements) liegen die erforderlichen Voraussetzungen vor, um einen Baulandbeschluss argumentativ zu 
stützen. Erforderlich wird dafür eine intensive Auseinandersetzung in den politischen Gremien. Derzeit ist noch 
nicht einzuschätzen, wie die nach der Kommunalwahl vom Mai 2019 neu zusammengesetzte Vertretung und 
die zuständigen Ausschüsse dieses Vorhaben bewerten. 

Flächenmobilisierung und -kataster 

Im Verlauf des Projektes konnte die Stadt Ludwigsfelde verschiedene Bausteine und damit auch Methoden 
erheben, die dem Ziel dienen, bislang untergenutzte Flächen im Innenbereich verfügbar zu machen bzw. die 
Relevanz einer Aktivierung unter dem Gesichtspunkt der sparenden Flächeninanspruchnahme hervorzuhe-
ben. Von den in Kapitel 2 beschriebenen Instrumenten konnte bisher nur ein Teil tatsächlich praktisch erprobt 
werden. Dennoch ergibt sich für die Stadt ein Mehrwert in Gestalt der geschaffenen und weiterhin nutzbaren 
Datengrundlagen sowie der im Projektverlauf angeregten Verstetigung der öffentlichen Diskussion von Innen-
entwicklungsansätzen. 
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Das Flächenkataster wurde nach seiner Erstellung weiter gepflegt und wird auf dem aktuellen Stand gehalten. 
Es kann somit als Grundlage für zukünftige Tätigkeiten im Bereich der Innenentwicklung dienen. In der Ver-
bindung mit dem ebenfalls fortgeführten Investorenkataster können auch künftig die freien und aktivierbaren 
Grundstücke den jeweils geeigneten Entwicklern zugeordnet werden. 

Visualisierung – 3-D-Modelle 

Die 3-D-Modelle können auch langfristig einen Nutzen innerhalb der Verwaltung haben, etwa bei der Beurtei-
lung, ob ein Vorhaben sich nach dem Maß der baulichen Nutzung in die Umgebung einfügt. Außerdem kann 
es auch als Medium der Visualisierung von Vorhaben dienen, sowohl innerhalb der Verwaltung als auch ge-
genüber der Öffentlichkeit. 

Leitlinien zum umweltgerechten Bauen 

Die Leitlinien zum umweltgerechten Bauen können als verwaltungsinterner Handlungsleitfaden dienen, um 
sicherzustellen, dass die Stadtentwicklung den Belangen des Umwelt- und Klimaschutzes Rechnung trägt. So 
können diese Leitlinien als Grundlage für Festsetzungsmöglichkeiten in der verbindlichen Bauleitplanung die-
nen oder auch Kernkriterien ausbilden, die für eine Konzeptvergabe städtischer Grundstücke zukünftig be-
dacht werden sollen. 

Einbindung und Beteiligung der Öffentlichkeit 

Ein Hauptfokus der Projektarbeit in der Stadt Ludwigsfelde lag auf der Einbindung und der Beteiligung der 
Öffentlichkeit. In vielen Fällen sind die Bürgerinnen und Bürger nicht als Eigentümer direkt an einem Innenent-
wicklungsvorhaben beteiligt. Stattdessen sind sie als Nachbarn direkt von den Auswirkungen der Vorhaben 
betroffen. Aus diesem Grund erfolgte bereits die frühzeitige Information und Einbindung der Bürgerinnen und 
Bürger, um eine Akzeptanz für die Notwendigkeit einer Nachverdichtung zu schaffen. Je offener mit entspre-
chenden Planungen umgegangen wird und je stärker die Anregungen und Wünsche der Bevölkerung berück-
sichtigt werden können, desto größer wird die Bereitschaft, eine verdichtete Siedlungsstruktur zu akzeptieren. 
Von einer dadurch geschaffenen Akzeptanz kann auch bei zukünftigen Vorhaben profitiert werden, solange 
weiterhin eine angemessene Beteiligung stattfindet. Da es in einigen Bereichen offensichtlich noch Vorbehalte 
gegen eine Innenentwicklung gibt, ist auch weiterhin eine offene und rechtzeitige Beteiligung der Betroffenen 
und eine Moderation zwischen den Belangen von Nöten. Des Weiteren kann ein gut organisierter und vernetz-
ter Bürgerprotest gegen eine Nachverdichtung dazu führen, dass die Verfolgung dieses Ansatzes unmöglich 
wird. 

Weiterhin ist auch eine Beteiligung von Schülerinnen und Schülern grundsätzlich in Betracht zu ziehen. So 
kann bereits frühzeitig ein Bewusstsein für die Bedeutung des Leitbildes der Innenentwicklung hergestellt wer-
den.  

Hemmnis: Zusammenarbeit in der Verwaltung 

Grundlegende Hemmnisse bei der Aktivierung durch ein Innenentwicklungsmanagement bestehen in den un-
terschiedlichen Zielstellungen und „Philosophien“ der Fachbereiche in der Verwaltung, wodurch es vor allem 
bezüglich der Frage nach der Grundstücksnutzung zu Konflikten kommt. Zeitgleich zur Arbeit am Modellvor-
haben gab es eine große Außenentwicklung in der Ahrensdorfer Heide, welche im Bereich der Stabsstelle 
Bauleitplanung Verwaltungskapazitäten band, die nicht der Innenentwicklung zur Verfügung standen.  

Übertragbarkeit der Ergebnisse 

Die Übertragbarkeit der Ergebnisse auf andere Städte wird sich voraussichtlich als schwierig erweisen. Das 
ist mit den historischen Gegebenheiten der Stadt Ludwigsfelde zu erklären. So ist Ludwigsfelde wie viele 
Städte der ehemaligen DDR noch immer von einer Struktur gekennzeichnet, in der relativ viele Flächen in 
städtischem Eigentum sind. Das erschwert die Übertragung der gewählten Ansätze auf viele Städte in den 
alten Bundesländern, da sich die Eigentümerstruktur hier gänzlich anders darstellt. Einen weiteren Aspekt 
bildet die vergleichsweise junge Geschichte der Stadt Ludwigsfelde. So geschah der Aufschwung der Stadt 
im Einklang mit der Automobilindustrie erst im frühen 20. Jahrhundert. Die Errichtung der Werkssiedlungen 
orientierte sich an den Anforderungen des modernen Städtebaus und ist geprägt von großzügigen Grünstruk-
turen. Besonders deutlich wird dies im Teilraum West. Dagegen fehlt ein historisches Zentrum gänzlich. 
Dadurch unterscheidet sich Ludwigsfelde hinsichtlich der Art und Gestalt der im Innenbereich noch zur Verfü-
gung stehenden Flächen auch von vielen Städten in den neuen Bundesländern, wodurch auch hier eine Ver-
gleichbarkeit und somit eine Übertragung der Ansätze erschwert wird.  
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Publikation 

Die Präsentation der Projektergebnisse aus der Stadt Ludwigsfelde und den anderen Modellvorhaben soll 
noch im Jahr 2019 erfolgen. Darauf einigte man sich mit den protestierenden Bürgern. Hierbei soll gewährleis-
tet werden, dass das Vorgehen aller Städte möglichst transparent aufbereitet und präsentiert wird und die 
Probleme und Herausforderungen der Kommunen deutlich werden. Weiterhin soll darüber diskutiert werden, 
welche Ausrichtung und welche Schwerpunktsetzungen zukünftig akzeptanzfähig wären, um ein ertragreiches 
Innenentwicklungsmanagement in Ludwigsfelde zu etablieren.  

6. Anhang 

6.1. Veröffentlichungen und Veranstaltungen zum Projekt 

Im Laufe des Projektes gab es zwei Bürgerforen für die interessierte Öffentlichkeit. Diese Bürgerforen wurden 
jeweils in der Presse, im Internet und im Amtsblatt angekündigt. In der Presse und dem Internet gab es zudem 
Berichte über die Ergebnisse der jeweiligen Veranstaltung. 

Titel Datum Thema Fragestellungen Teilnehmende 

1. Bürgerforum 10. Oktober 2018 Einführung in das Innen-
entwicklungsmanage-
ment 

Anforderungen an 
gutes Wohnen und 
Eignung von Flä-
chenpotenzialen für 
die Innenentwicklung 

ca. 25 

2. Bürgerforum 01. April 2019 Diskussion konkreter 
Entwürfe für ausge-
wählte Potenzialflächen 

Anforderungen an 
eine akzeptable In-
nenentwicklung; 

fehlende Quartiers-
funktionen 

ca. 55 
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Nachverdichtung vorstellbar 

Nachverdichtung nicht vorstellbar 

Ankündigung zum  
2. Bürgerforum in der  
Presse 

Im Rahmen des 1. Bürgerforums von Anwesenden bearbeitetes Plakat zu 

Orten/Möglichkeiten der Innenentwicklung 
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Pressebericht über das 2. Bürgerforum 



  27 

 
 
 
  

Pressebericht über Proteste im Nachgang des 2. Bürgerforums 
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Kurzskizzen
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6.2. Flächensteckbriefe 

Flächensteckbrief 1 
 

Name / Bezeichnung Fläche zwischen Brandenburgischer Straße, Potsdamer Straße, Anton-Saefkow-
Ring und Ernst-Schneller-Straße (west) 

Kurzbeschreibung des Pro-
jektes 

Nachverdichtung im Innenhof Potsdamer Straße 

 

Lage im Stadtgebiet  

(Stadtviertel, Umgebung) 

Nördliche Kernstadt 

Die Fläche befindet sich im Innenhof der Gebäudestruktur an der östlichen Ecke 
der Kreuzung von Brandenburgischer und Potsdamer Straße. Die Struktur bildet 
den westlichen Abschluss eines größeren Gebietes von Geschosswohnungsbau-
ten (fünfgeschossig). Im Westen schließt sich eine flachere Bebauung, bestehend 
aus Gewerbeeinheiten oder Einfamilienhäusern an. 

Größe ca. 3.600 m2 

Ausgangssituation 

Planungsrechtlicher Stand Im Flächennutzungsplan ist das Gebiet als Wohnbaufläche W4 (GFZ über 0,8 bis 
1,0) dargestellt. 

Ein Bebauungsplan besteht nicht. 

Eigentumsverhältnisse Eigentümerin der Fläche ist die Ludwigsfelder Wohnungsgenossenschaft e.G. 

Nutzung 

(z.B. Art der Nutzung, Erträge 
aus der Nutzung) 

bewaldeter Innenhof 

Sonstiges Die Fläche befindet sich in der Wasserschutzgebietszone III B und ist zudem Teil 
der ASZ II-Kulisse. 

Das Parkraumkonzept der Stadt schlägt in unmittelbarer Nähe die Einrichtung ei-
ner Mobilitätsstation für ein Sharing-Angebot vor. 

Potenzielle Nutzung 
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Nutzungsart / Nutzungsmi-
schung 

Wohnen 

Wohnfläche insg. / Anzahl 
Wohneinheiten 

max. GF: 3.600 m2  bei 4 Geschossen: GR: 900 m2 

Bauformen- / Wohnungsmix 

(z.B. Bautypologie, Woh-
nungsgrößen, Miete/Eigen-
tum, Preissegmente) 

Geschosswohnungsbau (evtl. Abstufung gegenüber existierender Bebauung) 

 

Zielgruppe(n) junge Erwachsene (Ein- und Zweiraumwohnungen) 

SeniorInnen (barrierefreier Wohnraum) 

Investor / zukünftiger Eigen-
tümer 

Im Falle einer Entwicklung ist wahrscheinlich, dass diese durch die Wohnungsge-
nossenschaft selbst ausgeführt wird. 

Zentrale Herausforde-
rung(en) 

(z.B. Eigentümeransprache, 
Grundstücksmobilisierung, 
planungsrechtliche oder fach-
planerische Restriktionen, 
Nutzungskonflikte, Investoren-
suche, Beteiligung der Nach-
barschaft) 

Schaffung von Akzeptanz bei den Bewohnerinnen und Bewohnern sowie der Ge-
nossenschaft  

ggf. Waldumwandlung 

ggf. Wegfall von Parkplätzen 

Zentrale Akteure 

(z.B. Eigentümer, potenzielle 
Investoren/Bauherren, Vornut-
zer) 

Ludwigsfelder Wohnungsgenossenschaft e.G., NachbarInnen 

Bisherige Erfahrungen und Umsetzungsstand 

Aktueller (Verfahrens-)Stand Abstimmung mit der Genossenschaft 

Bisherige Schritte zur Akti-
vierung 

(z.B. angewendete Instru-
mente und Strategien, Abstim-
mung mit Schlüsselakteuren, 
Änderung / Schaffung von 
Baurecht) 

gemeinsame Gesprächsrunde mit den VertreterInnen der Unternehmen mit den 
größten Mietbeständen in der Stadt 

Priorisierung der Fläche und Erstellung von Kurzskizzen durch Architekten 
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Aufgetretene Schwierigkei-
ten und Lösungen 

mangelnde Bereitschaft der Genossenschaft, eine Verdichtung der bisherigen 
baulichen Struktur vorzunehmen 

Weitere geplante Schritte weitere Gespräche mit den betroffenen Akteuren und ggf. Überarbeitung der Ent-
würfe 

 

 
Flächensteckbrief 2 
 

Name / Bezeichnung Fläche zwischen Brandenburgischer Straße, Potsdamer Straße, Anton-Saefkow-
Ring und Ernst-Schneller-Straße (ost) 

Kurzbeschreibung des Pro-
jektes 

Nachverdichtung im Innenhof 

 

Lage im Stadtgebiet  

(Stadtviertel, Umgebung) 

Nördliche Kernstadt 
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Die Fläche befindet sich im Innenhofbereich, eingerahmt von fünfgeschossigen 
Gebäuden im Westen des nördlichen Kernstadtbereiches. Südlich der Fläche be-
findet sich die Potsdamer Straße, im Nordwesten die Brandenburgische Straße. 
Der nordöstliche Bereich der Fläche ist einem Pflegeheim zugeordnet.  

Größe ca. 17.450 m2 

Ausgangssituation 

Planungsrechtlicher Stand Im Flächennutzungsplan ist das Gebiet als Wohnbaufläche W4 (GFZ über 0,8 bis 
1,0) dargestellt.  

Ein Bebauungsplan besteht nicht. 

Eigentumsverhältnisse Ein kleiner Teil der abgegrenzten Fläche gehört der Stadt Ludwigsfelde. Der südli-
che - und topologisch am ehesten für eine Bebauung geeignete - Teil gehört der 
Ludwigsfelder Wohnungsgenossenschaft e.G.  

Nutzung 

(z.B. Art der Nutzung, Erträge 
aus der Nutzung) 

bewaldeter Innenhof 

Sonstiges Die Fläche befindet sich in der Wasserschutzgebietszone III B und ist Teil der ASZ 
II-Kulisse 

Potenzielle Nutzung 

Nutzungsart / Nutzungsmi-
schung 

Wohnen 

Wohnfläche insg. / Anzahl 
Wohneinheiten 

max. GF: 17.450 m2 (bei 5 Geschossen: max. GR: 3.490 m2) 

Bauformen- / Wohnungsmix 

(z.B. Bautypologie, Woh-
nungsgrößen, Miete/Eigen-
tum, Preissegmente) 

Geschosswohnungsbau 

 

Zielgruppe(n) junge Erwachsene (Ein- und Zweiraumwohnungen) 

SeniorInnen (barrierefreier Wohnraum) 

Investor / zukünftiger Eigen-
tümer 

Im Falle einer Entwicklung ist wahrscheinlich, dass diese durch die Wohnungsge-
nossenschaft selbst ausgeführt wird. 

Zentrale Herausforde-
rung(en) 

(z.B. Eigentümeransprache, 
Grundstücksmobilisierung, 
planungsrechtliche oder fach-
planerische Restriktionen, 
Nutzungskonflikte, Investoren-
suche, Beteiligung der Nach-
barschaft) 

Schaffung von Akzeptanz bei den Bewohnerinnen und Bewohnern sowie der Ge-
nossenschaft  

ggf. Waldumwandlung 

ggf. Wegfall von Spielmöglichkeiten 
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Zentrale Akteure 

(z.B. Eigentümer, potenzielle 
Investoren/Bauherren, Vornut-
zer) 

Ludwigsfelder Wohnungsgenossenschaft e.G., NachbarInnen 

Bisherige Erfahrungen und Umsetzungsstand 

Aktueller (Verfahrens-)Stand Abstimmung mit der Genossenschaft 

Bisherige Schritte zur Akti-
vierung 

(z.B. angewendete Instru-
mente und Strategien, Abstim-
mung mit Schlüsselakteuren, 
Änderung / Schaffung von 
Baurecht) 

gemeinsame Gesprächsrunde mit den VertreterInnen der Unternehmen mit den 
größten Mietbeständen in der Stadt 

Priorisierung der Fläche und Erstellung von Kurzskizzen durch Architekten 

Aufgetretene Schwierigkei-
ten und Lösungen 

mangelnde Bereitschaft der Genossenschaft, eine Verdichtung der bisherigen 
baulichen Struktur vorzunehmen 

Weitere geplante Schritte weitere Gespräche mit den betroffenen Akteuren und ggf. Überarbeitung der Ent-
würfe 

 

 
Flächensteckbrief 3 
 

Name / Bezeichnung Friedrich-Engels-Straße (zweite Reihe) 

Kurzbeschreibung des Pro-
jektes 

Nachverdichtung im Innenhof Friedrich-Engels-Straße 
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Lage im Stadtgebiet  

(Stadtviertel, Umgebung) 

Westliche Kernstadt 

Die Fläche befindet sich im rückwärtigen Bereich der fünfgeschossigen Bebauung 
östlich der Friedrich-Engels-Straße. Die Umgebung ist geprägt von einer aufgelo-
ckerten Zeilenbebauung. Im Süden der Fläche existiert eine Kindertagesstätte.  

Größe ca. 12.400 m2 

Ausgangssituation 

Planungsrechtlicher Stand Im Flächennutzungsplan ist das Gebiet als Wohnbaufläche W4 (GFZ über 0,8 bis 
1,0) dargestellt. Zudem gibt es Darstellungen zu Verwaltungseinrichtungen und ei-
nem Gemeinschaftshaus. 

Ein Bebauungsplan besteht nicht. 

Eigentumsverhältnisse Eigentümerin der Fläche ist die Stadt Ludwigsfelde. 

Nutzung 

(z.B. Art der Nutzung, Erträge 
aus der Nutzung) 

bewaldeter Innenhof 

Sonstiges Die Fläche ist potenzieller Erweiterungsstandort für die Schule im Osten. 

Potenzielle Nutzung 

Nutzungsart / Nutzungsmi-
schung 

Wohnen 

Wohnfläche insg. / Anzahl 
Wohneinheiten 

max. GF: 12.400 m2 (bei 5 Geschossen: max. GR: 2.480 m2) 

Bauformen- / Wohnungsmix 

(z.B. Bautypologie, Woh-
nungsgrößen, Miete/Eigen-
tum, Preissegmente) 

Geschosswohnungsbau (evtl. Abstufung gegenüber straßenseitiger Bebauung) 

 

Zielgruppe(n) junge Erwachsene (Ein- und Zweiraumwohnungen) 

SeniorInnen (barrierefreier Wohnraum) 
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Investor / zukünftiger Eigen-
tümer 

noch offen 

Zentrale Herausforde-
rung(en) 

(z.B. Eigentümeransprache, 
Grundstücksmobilisierung, 
planungsrechtliche oder fach-
planerische Restriktionen, 
Nutzungskonflikte, Investoren-
suche, Beteiligung der Nach-
barschaft) 

Schaffung von Akzeptanz bei den benachbarten Bewohnerinnen und Bewohnern 

Waldumwandlung 

Erschließung 

Zentrale Akteure 

(z.B. Eigentümer, potenzielle 
Investoren/Bauherren, Vornut-
zer) 

Stadt Ludwigsfelde, potenzielle Investoren, NachbarInnen 

Bisherige Erfahrungen und Umsetzungsstand 

Aktueller (Verfahrens-)Stand Dialog mit der Nachbarschaft 

Bisherige Schritte zur Akti-
vierung 

(z.B. angewendete Instru-
mente und Strategien, Abstim-
mung mit Schlüsselakteuren, 
Änderung / Schaffung von 
Baurecht) 

gemeinsame Gesprächsrunde mit den VertreterInnen der Unternehmen mit den 
größten Mietbeständen in der Stadt 

Priorisierung der Fläche und Erstellung von Kurzskizzen durch Architekten 

Beantwortung einer Petition gegen die Nachverdichtung dieses Bereiches 
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Aufgetretene Schwierigkei-
ten und Lösungen 

Die von Bewohnerinnen und Bewohnern aus dem Umkreis unterzeichnete Petition 
mit dem Ziel, jegliche Nachverdichtung in diesem Bereich zu unterbinden, wurde 
ca. drei Wochen nach dem zweiten Bürgerforum eingereicht. 

Die Stadt Ludwigsfelde hat die Petition beantwortet und darin ihre Gründe für die 
Priorisierung der Fläche dargelegt. 

Weitere geplante Schritte weitere Gespräche mit den betroffenen Akteuren und ggf. Überarbeitung der Ent-
würfe 

 
Flächensteckbrief 4 
 

Name / Bezeichnung Brunnenpark 

Kurzbeschreibung des Pro-
jektes 

Nachverdichtung auf der Fläche des Brunnenparks 

 

 

Lage im Stadtgebiet  

(Stadtviertel, Umgebung) 

Dachsweg 
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Die Fläche befindet sich an der Grenze der Stadtteile Dachsweg und Ludwigsfelde 
Nord. Im umliegenden Bereich sind die Wohngebäude drei- bis fünfgeschossig. 
Die östliche Umgebung ist geprägt von einer aufgelockerten Bebauung. Im Nor-
den der Fläche existiert eine erweiterungsbedürftige Schule.  

Größe ca. 11.400 m2 

Ausgangssituation 

Planungsrechtlicher Stand Im Flächennutzungsplan ist das Gebiet als öffentliche Grünfläche und zu einem 
Teil als gemischte Baufläche dargestellt.  

Die Fläche befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nummer 32. 
Dieser setzt für den gesamten eingegrenzten Bereich eine öffentliche Grünfläche 
mit der Zweckbestimmung Parkanlage fest. 

Eigentumsverhältnisse Eigentümerin der Fläche ist die Stadt Ludwigsfelde. 

Nutzung 

(z.B. Art der Nutzung, Erträge 
aus der Nutzung) 

öffentliche Grünfläche 

Sonstiges  

Potenzielle Nutzung 

Nutzungsart / Nutzungsmi-
schung 

Wohnen 

Wohnfläche insg. / Anzahl 
Wohneinheiten 

offen, da bisher kein Baurecht vorhanden ist 

Bauformen- / Wohnungsmix 

(z.B. Bautypologie, Woh-
nungsgrößen, Miete/Eigen-
tum, Preissegmente) 

Geschosswohnungsbau (evtl. Abstufung gegenüber straßenseitiger Bebauung) 

 

Zielgruppe(n) junge Erwachsene (Ein- und Zweiraumwohnungen) 

SeniorInnen (barrierefreier Wohnraum) 

Investor / zukünftiger Eigen-
tümer 

noch offen 

Zentrale Herausforde-
rung(en) 

(z.B. Eigentümeransprache, 
Grundstücksmobilisierung, 
planungsrechtliche oder fach-
planerische Restriktionen, 
Nutzungskonflikte, Investoren-
suche, Beteiligung der Nach-
barschaft) 

Schaffung von Akzeptanz bei den benachbarten Bewohnerinnen und Bewohnern 

Kompensation des Wegfalls der Grünfläche 
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Zentrale Akteure 

(z.B. Eigentümer, potenzielle 
Investoren/Bauherren, Vornut-
zer) 

Stadt Ludwigsfelde, potenzielle Investoren, NachbarInnen 

Bisherige Erfahrungen und Umsetzungsstand 

Aktueller (Verfahrens-)Stand Präsentation erster Planungsvorschläge 

Bisherige Schritte zur Akti-
vierung 

(z.B. angewendete Instru-
mente und Strategien, Abstim-
mung mit Schlüsselakteuren, 
Änderung / Schaffung von 
Baurecht) 

gemeinsame Gesprächsrunde mit den VertreterInnen der Unternehmen mit den 
größten Mietbeständen in der Stadt 

Priorisierung der Fläche und Erstellung von Kurzskizzen durch Architekten in Vor-
bereitung auf eine mögliche Änderung des Bebauungsplanes 

Aufgetretene Schwierigkei-
ten und Lösungen 

bisher keine Schwierigkeiten aufgetreten 

Weitere geplante Schritte weitere Gespräche mit den betroffenen Akteuren und ggf. Überarbeitung der Ent-
würfe 

 
 
 
 



  46 

Flächensteckbrief 5 
 

Name / Bezeichnung Friedrich-Engels-Straße Ecke August-Bebel-Straße 

Kurzbeschreibung des Pro-
jektes 

Bebauung der Straßenecke 

 

Lage im Stadtgebiet  

(Stadtviertel, Umgebung) 

Westliche Kernstadt 

Die Fläche befindet sich im von einer zeilenartigen fünfgeschossigen Bebauung 
geprägten westlichen Kernstadtbereich. Die Fläche wird derzeit durch eine Kinder-
tagesstätte genutzt, die sich nördlich des eingegrenzten Bereiches befindet.  

Größe 3.298 m2 

Ausgangssituation 

Planungsrechtlicher Stand Im Flächennutzungsplan ist das Gebiet als Gemeinbedarfsfläche dargestellt. 

Ein Bebauungsplan besteht nicht. 

Eigentumsverhältnisse Eigentümerin der Fläche ist die Stadt Ludwigsfelde.  

Nutzung 

(z.B. Art der Nutzung, Erträge 
aus der Nutzung) 

Wald 

Sonstiges  

Potenzielle Nutzung 

Nutzungsart / Nutzungsmi-
schung 

altengerechtes Wohnen mit Sozialstation und Tagespflege 

Wohnfläche insg. / Anzahl 
Wohneinheiten 

Bruttogeschossfläche: ca. 3.000 bis 4.500 m2 

etwa 44 bis 60 Wohneinheiten 

Bauformen- / Wohnungsmix Geschosswohnungsbau 

kleine bis mittelgroße Wohnungen zur Miete 
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(z.B. Bautypologie, Woh-
nungsgrößen, Miete/Eigen-
tum, Preissegmente) 

zwei Punkthäuser, die sich an der kurzen Kante der östlich gelegenen Zeilenbau-
ten ausrichten sollen 

 

Zielgruppe(n) SeniorInnen (barrierefreier Wohnraum) 

Investor / zukünftiger Eigen-
tümer 

bundesweit agierende Wohlfahrtsorganisation 

Zentrale Herausforde-
rung(en) 

(z.B. Eigentümeransprache, 
Grundstücksmobilisierung, 
planungsrechtliche oder fach-
planerische Restriktionen, 
Nutzungskonflikte, Investoren-
suche, Beteiligung der Nach-
barschaft) 

Schaffung von Akzeptanz für die Verdichtung in einem bisher von Grün geprägten 
Raum 

Zentrale Akteure 

(z.B. Eigentümer, potenzielle 
Investoren/Bauherren, Vornut-
zer) 

Stadt Ludwigsfelde, Wohlfahrtsorganisation 

Bisherige Erfahrungen und Umsetzungsstand 

Aktueller (Verfahrens-)Stand Ausarbeitung eines konkreten Entwurfes durch die Wohlfahrtsorganisation 

Bisherige Schritte zur Akti-
vierung 

(z.B. angewendete Instru-
mente und Strategien, Abstim-
mung mit Schlüsselakteuren, 
Änderung / Schaffung von 
Baurecht) 

Zuordnung von Grundstück und Bauträger auf Grundlage des Flächen- bzw. In-
vestorenkataster unter Abgleich der Gegebenheiten und Anforderungen 

Gespräch zur Vorbereitung der Entwurfsplanung durch die Wohlfahrtsorganisation 
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Aufgetretene Schwierigkei-
ten und Lösungen 

bisher keine Schwierigkeiten aufgetreten 

Weitere geplante Schritte weitere Gespräche; Abstimmung innerhalb der Verwaltung und ggf. Veräußerung 
des Grundstückes bzw. Abschluss eines Erbbauvertrages 

 
Flächensteckbrief 6 
 

Name / Bezeichnung Potsdamer Straße 166-170 

Kurzbeschreibung des Pro-
jektes 

Schließen einer Baulücke an der Potsdamer Straße 

 

Lage im Stadtgebiet  

(Stadtviertel, Umgebung) 

Flussviertel 

Die Fläche befindet sich nördlich der Potsdamer Straße zwischen dem südwestli-
chen Flussviertel und der Kiefernsiedlung im Osten. In diesen beiden Bereichen 
existiert vorwiegend eine Bebauung mit ein- und Zweifamilienhäusern, während 
die Potsdamer Straße nördlich und südlich der Fläche durch Mehrfamilienhäuser 
gesäumt wird.  
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Größe 1.096 m2 (max. GR: 383 m2) 

Ausgangssituation 

Planungsrechtlicher Stand Die Fläche ist als Wohnbaufläche W2 (GFZ über 0,3 bis 0,5) dargestellt. 

Das Gebiet liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 4. Dieser setzt für die 
Fläche ein Allgemeines Wohngebiet fest und erlaubt eine GRZ von maximal 0,35, 
eine GFZ bis 1,0 sowie höchstens zwei Vollgeschosse. Gebäude auf dieser Flä-
che müssen mit seitlichem Grenzabstand gebaut werden und dürfen eine Länge 
von 33 m nicht überschreiten. 

Eigentumsverhältnisse Die Fläche befindet sich in Privatbesitz. 

Nutzung 

(z.B. Art der Nutzung, Erträge 
aus der Nutzung) 

Die Fläche ist derzeit ungenutzt. 

Sonstiges Die Fläche befindet sich in der Wasserschutzgebietszone III B. 

Potenzielle Nutzung 

Nutzungsart / Nutzungsmi-
schung 

Wohnen 

Wohnfläche insg. / Anzahl 
Wohneinheiten 

max. GF: 1.096 m2 

Bauformen- / Wohnungsmix 

(z.B. Bautypologie, Woh-
nungsgrößen, Miete/Eigen-
tum, Preissegmente) 

Mehrfamilienhaus 

Zielgruppe(n) junge Erwachsene, junge Familien (Ein- und Zweiraumwohnungen) 

SeniorInnen (barrierefreier Wohnraum) 

Investor / zukünftiger Eigen-
tümer 

privat 

Zentrale Herausforde-
rung(en) 

(z.B. Eigentümeransprache, 
Grundstücksmobilisierung, 
planungsrechtliche oder fach-
planerische Restriktionen, 
Nutzungskonflikte, Investoren-
suche, Beteiligung der Nach-
barschaft) 

Eigentümeransprache; Wahrnehmung des vorhandenen Baurechts 
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Zentrale Akteure 

(z.B. Eigentümer, potenzielle 
Investoren/Bauherren, Vornut-
zer) 

Eigentümer 

Bisherige Erfahrungen und Umsetzungsstand 

Aktueller (Verfahrens-)Stand Vorbereitung einer Eigentümeransprache mit dem Ziel, das vorhandene Baurecht 
auszunutzen und die Baulücke zu schließen 

Bisherige Schritte zur Akti-
vierung 

(z.B. angewendete Instru-
mente und Strategien, Abstim-
mung mit Schlüsselakteuren, 
Änderung / Schaffung von 
Baurecht) 

Vorbereitung der Argumentation für eine Bebauung des Grundstückes 

Aufgetretene Schwierigkei-
ten und Lösungen 

noch offen 

Weitere geplante Schritte noch offen 
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7. Kurzfassung 

Das Ziel des Innenentwicklungsmanagements in der Stadt Ludwigsfelde war die Aktivierung von Potenzialflä-
chen in den Bereichen des Geschosswohnungsbaus und den großflächigen Garagenhöfen sowie die Erarbei-
tung von Informationsgrundlagen zur zukünftigen Aktivierung weiterer Flächenpotenziale. Einer vollständigen 
Erfassung der verfügbaren Flächen folgte eine kriteriengestützte Bewertung und auf dieser Grundlage eine 
Priorisierung der Flächen. Für diese wurden durch Architekten Kurzskizzen angefertigt, die eine mögliche Aus-
gestaltung der baulichen Strukturen aufzeigen sollten. Aufgrund der verhältnismäßig übersichtlichen Eigentü-
merstruktur wurde ein großes Augenmerk auf die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger gelegt, um eine 
Akzeptanz für die Durchführung insbesondere von Nachverdichtungsmaßnahmen zu generieren. Die Einbin-
dung erfolgte über zwei Bürgerveranstaltungen, auf denen die Anwesenden sich über das Projekt informieren 
konnten und eigene Qualitätsvorschläge einbringen sollten. 

Im Ergebnis musste das Innenentwicklungsmanagement in Ludwigsfelde mit Schwierigkeiten umgehen. Ver-
schiedene Interessen und Handlungsnotwendigkeiten innerhalb der Verwaltung führten dazu, dass einige der 
identifizierten Wohnbaupotenzialflächen nicht mehr nutzbar waren. Weiterhin formierte sich in den priorisierten 
Bereichen ein Widerstand durch die ansässigen Bewohnerinnen und Bewohner, der zu einer weiteren Verzö-
gerung der Projektrealisierung führte. Dies wird sich in den kommenden Diskussionen sicher fortsetzen.  

Insgesamt konnte das Innenentwicklungsmanagement die Aktivierung noch vorhandener Potenzialflächen in 
Ludwigsfelde weitgehend vorbereiten. Um eine umfassende Aktivierung gewährleisten zu können, muss das 
Innenentwicklungsmanagement innerhalb der Verwaltung fortgeführt sowie vor allem besser eingebunden 
werden. Zudem müssen die Bemühungen um einen Akzeptanzgewinn für den Ansatz der Innenentwicklung 
weiter intensiviert werden. 
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